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Denkschrift zum Internationalen Naturkautschuk-Übereinkommen von 1987 


Am 20. März 1987 hat eine Konferenz der Vereinten 
Nationen im Rahmen der UNCTAD unter Beteiligung 
aller wesentlichen Erzeuger- und Verbraucherländer 
von Naturkautschuk, so auch der EG und ihrer Mit- 
gliedstaaten, den Text des neuen Internationalen Na- 
turkautschuk-Übereinkommens von 1987 angenom- 
men. Das Übereinkommen soll das am 22. Oktober 
1987 ausgelaufene Internationale Naturkautschuk- 
Übereinkommen von 1979 ablösen. 

Das neue Übereinkommen tritt vor dem 1. Januar 
1989 vorläufig in Kraft, sobald jeweils 75 v. H. der 
Export- und Importländer von Naturkautschuk Ver- 
tragsparteien geworden sind. Es tritt endgültig in 
Kraft, wenn jeweils 80 v. H. beigetreten sind. Ist die- 
ser Beteiligungssatz ein Jahr nach vorläufigem In- 
krafttreten nicht erreicht, können die Mitglieder be- 
schließen, daß das Übereinkommen ganz oder teil- 
weise für ein weiteres Jahr vorläufig in Kraft bleibt 
oder endgültig in Kraft tritt. Die Laufzeit des Überein- 
kommens beträgt maximal sieben Jahre. Sitz bleibt 
Kuala Lumpur. 

Das Übereinkommen liegt bis zum 31 . Dezember 1987 
am Sitz der Vereinten Nationen zur Unterzeichnung 
auf. Die Frist für die Hinterlegung der Ratifikationsur- 
kunde läuft bis zum 1. Januar 1989; sie kann vom 
Internationalen Naturkautschukrat verlängert wer- 
den. Solange eine Hinterlegung der Ratifikationsur- 
kunde nicht möglich ist, kann eine Erklärung über die 
vorläufige Anwendung abgegeben werden (in einem 


solchen Fall brauchen nach dem Übereinkommen nur 
die Beiträge zum Verwaltungshaushalt, nicht aber 
zum Ausgleichslager gezahlt zu werden; die vorläu- 
fige Anwendung darf zwölf Monate nach vorläufigem 
Inkrafttreten des Übereinkommens nicht überschrei- 
ten). 

Das Übereinkommen ist ein „gemischtes Überein- 
kommen", d. h. ein Übereinkommen, bei dem die 
Mitgliedschaft sowohl der Mitgliedstaaten der EG 
als auch der Gemeinschaft als solcher vorgesehen 
ist. 

Wesenthches Ziel auch des neuen Übereinkommens 
ist es, die Naturkautschukpreise mittels eines Aus- 
gleichslagers um den langfristigen Markttrend zu sta- 
bilisieren. Hierzu sind ein normales Ausgleichslager 
bis 400 000 t sowie ggf. ein „Notlager" bis 150 000 t 
vorgesehen, die in Export- und Importländern errich- 
tet und zu gleichen Teilen von Erzeugern und Ver- 
brauchern (Regierungsbarbeiträge) finanziert werden 
sollen, und zwar grundsätzhch auf der Basis der nach 
dem Handelsanteil errechneten Stimmrechte. Durch 
An- und Verkäufe von Naturkautschuk im Rahmen 
dieser Lagerkapazität entsprechend der Marktsitua- 
tion soll der Naturkautschukpreis innerhalb eines be- 
stimmten Preisbandes um einen festgelegten Refe- 
renzpreis gehalten werden. 

Das neue Übereinkommen sieht — unter Beibehal- 
tung der bisherigen Abkommenspreise und der mit 
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z. Z. schätzungsweise 300 000 t allerdings bereits zu 
einem erhebhchen Teil ausgenutzten Gesamtlagerka- 
pazität — eine wesentiiche Verstärkung des Mecha- 
nismus zur Anpassung der Abkommenspreise an die 
Marktentwicklung vor (häufigere Preisüberprüfun- 
gen, Einführung von Mindestanpassungssätzen, wei- 
tere Senkung des Stützungsniveaus, wenn Normalla- 
gerkapazität von 400 000 t erschöpft ist). Kreditauf- 
nahmen durch Rat bzw. Organisation sind künftig in 
jedem Falle ausgeschlossen. Ferner wird nunmehr 
durch ausdrückliche Regelimg in Artikel 48 Abs. 4 
auch nach außen unzweifelhaft klargestellt, daß Mit- 
glieder für Verbindlichkeiten der Organisation nicht 
haften; es besteht nur die Beitragsverpflichtung zum 
Verwaltungshaushalt und zum Ausgleichslager, un- 
beschadet etwaiger Verpflichtungen aus einem Asso- 
ziierungsabkommen mit dem Gemeinsamen Fonds 
für Rohstoffe. (Der Haftungsausschluß für Verbind- 
hchkeiten der Organisation ergibt sich bereits aus der 
Gesamtregelung des Übereinkommens. Artikel 48 
Abs. 4 hat daher nur deklaratorische, keine konstitu- 
tive Bedeutung.) 

Die Erzeuger verpflichten sich (wie bisher) zu einer 
Pohtik, die eine laufende Versorgung mit Natur- 
kautschuk sicherstellt. Die Verbraucher verpflichten 
sich zu einer Pohtik, die den Zugang zu ihren Märkten 
für Naturkautschuk aufrechterhält. 

Das Naturkautschuk-Übereinkommen von 1987 ist 

— nach dem 1986 abgeschlossenen Internationalen 
Kakao-Übereinkommen — das zweite nach Zusam- 
menbruch des Internationalen Zinn-Übereinkom- 
mens erneuerte Rohstoffabkommen. Dieser Zusam- 
menbruch, der durch den Versuch ausgelöst wurde, 
gegen den Markt einen wesentlich höheren Zinnpreis 
durchzusetzen, wirkte sich auch auf die Kautschuk- 
verhandlungen aus. 

Zwar wurde die Fortsetzung der Verhandlungen 
selbst nicht in Frage gestellt. Immerhin hatte das Na- 
turkautschuk-Übereinkommen, mit dem sich Erzeu- 
ger und Verbraucher 1979 erstmalig seit Inkrafttreten 
des Integrierten Rohstoff Programms der UNCTAD 
1976 auf Maßnahmen zur Preisstabihsierung um den 
langfristigen Markttrend geeinigt hatten, insoweit 
besser als andere Abkommen funktioniert: Einerseits 
brachten Stützungskäufe zweimal einen drastischen 
Preisverfall zum Stillstand, wenn auch um den Preis 
eines erhebhchen Lageraufbaus. Andererseits 
schaffte die Preisanpassimgsautomatik auch Entla- 
stung. Sie ermöghchte zweimal eine Senkung der 
Abkommenspreise, die allerdings nur zu einer teil- 
weisen Anpassung an die Marktentwicklung führte. 
(Inzwischen kam es erstmaüg zu Lagerverkäufen 

— s. u.) 

Die Erfahrungen aus dem Scheitern des Zinn-Über- 
einkommens bestärkten aber die Verbraucherländer 
in ihrer Entschlossenheit, die wirtschaftlichen und fi- 
nanziellen Grundlagen des Naturkautschuk-Überein- 
kommens weiter zu verbessern. Dieses Ziel ist — 
unter wesenüicher Beteiligung der EG — mit der 
Verstärkung der Preisanpassungsautomatik (klares 
Signal: Keine Preisstabihsierung gegen den langfristi- 
gen Markttrend) , dem Kreditaufnahmeverbot und der 
nunmehr auch nach außen erfolgten Klarstellung der 


begrenzten finanziellen Verantwortung der Mitglie- 
der weitgehend erreicht worden. 

Die Erzeugerländer (Entwicklungsländer, Hauptpro- 
duzenten: Malaysia, Indonesien, Thailand) haben ihre 
ursprünghchen Forderungen nach drastischer Erhö- 
hung der Abkommenspreise, Berücksichtigung der 
Produktionskosten (neben der Marktentwicklung) bei 
der Preisfestsetzung und Abbau der Preisanpassimgs- 
automatik fallen lassen müssen. Auch ihr Versuch, bei 
der Preisanpassungsautomatik wenigstens den status 
quo zu erhalten, scheiterte. 

In den vergangenen Monaten kam es zu einem deut- 
hchen Anstieg der Naturkautschukpreise, der aller- 
dings durch Sonderfaktoren (klimatisch bedingte Pro- 
duktionsausfäUe in Verbindung mit ohnehin niedri- 
gem Lagerstand bei Produzenten, Konsumenten und 
Handel), nicht durch strukturellen Nachfrageüber- 
hang ausgelöst wurde. Seit September 1987 wurden 

— erstmalig in der Laufzeit des bisherigen Überein- 
kommens — Verkäufe aus dem Ausgleichslager vor- 
genommen. Generell gilt, daß sich bei Interventions- 
käufen oder -Verkäufen die mit der Marktstabilisie- 
rimg verbundene Beeinflussimg der Naturkautschuk- 
preise auch auf die Preise der kautschukverarbeiten- 
den Industrie auswirken kann. Gemessen an den ge- 
samten Produktionskosten dieser Industrie und ihrem 
Anteil am gesamtwirtschaf fliehen Ergebnis sind je- 
doch von etwaigen Einzelpreisveränderungen Aus- 
wirkungen auf das Preisniveau, insbesondere meß- 
bare Auswirkungen auf das Verbraucherpreisniveau, 
nicht zu erwarten. 

Aus dem Übereinkommen, mit dessen Inkrafttreten 
nicht vor 2. Jahreshälfte 1988 zu rechnen ist, ergeben 
sich für den Bundeshaushalt — bei den anzuwenden- 
den Wechselkursrelationen per 31. Dezember 1986 — 
folgende Kosten: 

— Jährlicher Verwaltungskostenbeitrag von ca. 
100 000 DM (für bisheriges Übereinkommen 1987 
47 026,60 US $ = rd. 90 000 DM) 

Entsprechende Zahlungen sind im Regierimgsent- 
wurf des Bundeshaushalts 1988 und in der mehr- 
jährigen Finanzplanung eingestellt. 

— Evtl. Beiträge zum Ausgleichslager in maximaler 
Höhe von voraus sichflich ca. 18 Mio. DM während 
der Gesamtlaufzeit des Übereinkommens (1988 
davon voraussichtlich 4 Mio. DM). 

Hierbei ist berücksichtigt, daß die Bundesrepu- 
blik Deutschland für das bisherige Übereinkom- 
men, dessen maximale Gesamtlagerkapazität 
imverändert und unter Anrechnung der bereits 
erfolgten Teilausnutzung in das neue Überein- 
kommen übernommen wird, insgesamt netto rd. 
35 Mio. DM an Ausgleichslagerbeiträgen ge- 
zahlt hat. Ferner wird davon ausgegangen, daß 
das bei Abwicklung des bisherigen Überein- 
kommens bestehende Guthaben auf das neue 
Übereinkommen übertragen werden kann. 

Die Bundesregierung wird im Rahmen der parla- 
mentarischen Beratung des Regierungsentwurfs 
des Bundeshaushalts 1988 darauf hinwirken, daß 
die erforderhehen Ausgabe- und Verpflichtungs- 
ermächtigungen im Bundeshaushalt 1988 veran- 
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schlagt werden. Die Mehrausgaben in den folgen- 
den Haushaltsjahren werden bei der Fortschrei- 
bung der Finanzplanung berücksichtigt werden. 

Länder und Gemeinden werden nicht mit Kosten be- 
lastet. 

Die Mitghedschaft der Bundesrepublik Deutschland 
im Internationalen Naturkautschuk-Übereinkommen 
entspricht ihrer Poütik, konstruktiv an der Verbesse- 
rung der internationalen Zusammenarbeit mitzuwir- 
ken. Durch ihre Mitghedschaft in diesem Überein- 
kommen ist die Bundesrepubük Deutschland in der 
Lage, auf eine an den Marktrealitäten orientierte 
Durchführung des Übereinkommens hinzuwirken 
und damit letzüich auch auf die Entwicklung der in- 
ternationalen Rohstoffpoütik von einem bedeutenden 
Teilbereich aus Einfluß zu nehmen. Naturkautschuk 
gehört zu dem Warenkatalog des Integrierten Roh- 
stoffprogramms der UNCTAD. Auf der UNCTAD VII 
im Juh 1987 in Genf kam den Problemen bei diesen 
Erzeugnissen wieder besondere Bedeutung zu. 

Die Bundesregierung beurteilt allerdings den Beitrag, 
den marktintervenierende Rohstoffabkommen zum 
notwendigen langfristigen Strukturwandel und zum 
Abbau verfestigter ökonomisch schädlicher Abhän- 
gigkeit von Export-Monokulturen im Rohstoffbereich 
leisten können, skeptisch. Ihre Mitarbeit in diesen 
Abkommen muß daher stets im weiteren Zusammen- 
hang ihrer Bemühungen gesehen werden, aktiv und 
vorrangig die Implementierung und Durchführung 
anderer Maßnahmen zu verfolgen. Hierzu zählen be- 
sonders: 

Unterstützung von Forschung und Entwicklung bei natürli- 
chen Rohstoffen zur Verbesserung ihrer Wettbewerbsfähig- 
keit gegenüber synthetischen und Ersatzstoffen 
Förderung der Weiterverarbeitung und Vermarktung von 
Rohstoffen 
Diversifizierung 

Abbau marktverzerrender Handelshemmnisse. 


Im Falle des Naturkautschuk- Übereinkommens gibt 
es besondere Umstände, die für einen Beitritt der Bun- 
desrepublik Deutschland sprechen. Es handelt sich 
hier um die Fortsetzung eines Übereinkommens, das 

— wie unter 11. 1. dargelegt — besser als andere Ab- 
kommen funktioniert hat und bei dessen Neuver- 
handlung wesentiiche Verbesserungen — vor allem 
auch auf Grund einer konsequenten deutschen und 
EG-Haltung — erreicht worden sind, die wichtigen 
Kriterien für eine deutsche Teilnahme an einem sol- 
chen Abkommen Rechnung tragen: 

— Preis Stabilisierung nicht gegen weltwirtschaftiiche 
Trends, sondern nur zur Vermeidung übermäßiger 
Preisschwankungen im Rahmen des langfristigen 
Markttrends. 

Diesem Gesichtspunkt wird durch die im neuen 
Abkommen erreichte Verstärkung der Mechanis- 
men zur Anpassung der Abkommenspreise an die 
Marktentwicklung angemessen Rechnung getra- 
gen. 

— Strikte Finanzierungsregelungen 

Dieser Aspekt wird im neuen Abkommen durch 
Ausschluß jeglicher Kreditfinanzierung des Aus- 
gleichslagers und durch Klarstellung der Begren- 
zung der finanziellen Verantwortung der Mitglie- 
der auf ihre Beiträge zum (Verwaltungshaushalt 
und) Ausgleichslager berücksichtigt. 

— Beteiligung aller wichtigen Erzeuger- und Ver- 
braucherländer 

Dieser Forderung wird durch den für das (vorläu- 
fige) Inkrafttreten vorgeschriebenen, nunmehr von 
65 V. H. auf 75 v. H. der Export- bzw. Importländer 
erhöhten Beteiligungssatz (endgültiges Inkrafttre- 
ten: 80 V. H.) Rechnung getragen. 
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Präambel 

Die Vertragsparteien — 

eingedenk der Erklärung und des Aktionspro- 
gramms über die Errichtung einer neuen Weltwirt- 
schaftsordnung*), 

in Erkenntnis der Bedeutung, die insbesondere der 
von der Konferenz der Vereinten Nationen für Handel 
und Entwicklung auf ihrer vierten Tagung angenom- 
menen Entschließung 93 (IV) , der auf ihrer fünften 
Tagung angenommenen Entschheßung 124 (V) und 
der auf ihrer sechsten Tagung angenommenen Ent- 
schheßung 155 (VI) über das Integrierte Rohstoffpro- 
gramm zukommt, 

in Erkenntnis der Bedeutung des Naturkautschuks 
für die Wirtschaft der Mitgheder, vor aUem für die 
Ausfuhren der Ausfuhrmitglieder und für die Versor- 
gung der Einfuhrmitgheder, 

sowie in der Erkenntnis, daß die Stabilisierung der 
Naturkautschukpreise im Interesse der Erzeuger, 
Verbraucher und Naturkautschukmärkte hegt und 
daß ein internationales Naturkautschuk- Übereinkom- 
men wesenthch zum Wachstum und zur Entwicklung 
der Naturkautschukwirtschaft zum Nutzen sowohl 
der Erzeuger als auch der Verbraucher beitragen 
kann — 

sind wie folgt übereingekommen: 

KAPITEL I 
Zielsetzung 

Artikel 1 

Zielsetzung 

Die Ziele des Internationalen Naturkautschuk- 
Übereinkommens von 1987 (im folgenden als „dieses 
Übereinkommen" bezeichnet) im Hinblick auf die Er- 
reichung der von der Konferenz der Vereinten Natio- 
nen für Handel und Entwicklung in ihren Entschlie- 
ßungen 93 (IV), 124 (V) und 155 (VI) über das Inte- 
grierte Rohstoffprogramm angenommenen einschlä- 
gigen Ziele sind unter anderem folgende: 

a) ein ausgewogenes Wachstum für Angebot und 
Nachfrage in bezug auf Naturkautschuk herzustel- 
len und dadurch zur Milderung der ernsthaften 
Schwierigkeit^ beizutragen, die sich aus Über- 
schüssen oder Verknappungen von Naturkau- 
tschuk ergeben; 

b) stabile Bedingungen im Naturkautschukhandel 
dadurch herbeizuführen, daß übermäßige Schwan- 
kungen des Naturkautschukpreises, welche die 
langfristigen Interessen sowohl der Erzeuger als 
auch der Verbraucher nachteilig beeinflussen, ver- 
mieden und diese Preise ohne Verzerrung der 
langfristigen Markttendenzen im Interesse von Er- 
zeugern und Verbrauchern stabüisiert werden; 


’) Entschließungen 3201 (S— VI) und 3202 (S— VI) der General- 
versammlung vom 1. Mai 1974 


c) zur Stabihsierung der Ausfuhrerlöse der Ausfuhr- 
mitglieder für Naturkautschuk beizutragen und 
ihre Einnahmen durch die Ausweitung der Aus- 
fuhrmenge an Naturkautschuk zu gerechten und 
lohnenden Preisen zu erhöhen und dadurch zur 
Schaffung der erforderlichen Anreize für eine dy- 
namische und steigende Produktionsrate und zur 
Bereitstellung der Mittel für ein beschleunigtes 
Wirtschaftswachstum und eine raschere soziale 
Entwicklung beizutragen; 

d) die Gewährleistung eines angemessenen Ange- 
bots an Naturkautschuk zur Deckung des Bedarfs 
der Einfuhrmitglieder zu gerechten und angemes- 
senen Preisen anzustreben und die Zuverlässigkeit 
und Stetigkeit dieses Angebots zu verbessern; 

e) durchführbare Maßnahmen im Fall eines Über- 
schusses oder einer Verknappung von Natur- 
kautschuk zu treffen, um die den Mitghedern ent- 
stehenden wirtschaftiichen Schwierigkeiten zu 
mildem; 

f) eine Ausweitung des internationalen Handels mit 
Naturkautschuk und den daraus gewonnenen Er- 
zeugnissen sowie eine Verbesserung des Marktzu- 
gangs für Naturkautschuk und diese Erzeugnisse 
anzustreben; 

g) die Wettbewerbsfähigkeit des Naturkautschuks 
durch die Förderung von Forschung und Ent- 
wicklung hinsichtlich der Probleme des Natur- 
kautschuks zu verbessern; 

h) die leistungsfähige Entwicklung der Naturkau- 
tschukwirtschaft durch Bemühungen um die Er- 
leichterung und Förderung von Verbesserungen 
bei der Bearbeitung, Vermarktung und Verteüung 
von Rohnaturkautschuk zu fördern und 

i) die internationale Zusammenarbeit und Konsulta- 
tionen in Fragen des Naturkautschuks im Zusam- 
menhang mit Angebot und Nachfrage zu begünsti- 
gen und die Förderung und Koordinierung von 
Forschungs-, Hüfs- und anderen Programmen auf 
dem Gebiet des Naturkautschuks zu erleichtern. 


PCAPITEL II 

Begriffsbestimmungen 
Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Übereinkommens 

1. bedeutet „Naturkautschuk" den unvulkanisier- 
ten Elastomer, gleichviel ob in fester oder flüssiger 
Form, von Hevea brasiliensis sowie jeder anderen 
Pflanze, die der Rat für die Zwecke dieses Über- 
einkommens bestimmt; 

2. bedeutet „Vertragspartei" eine Regierung oder 
eine in Artikel 5 bezeichnete zwischenstaatliche 
Organisation, die zugestimmt hat, durch dieses 
Übereinkommen vorläufig oder endgültig gebun- 
den zu sein; 
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3. bedeutet „Mitglied" eine Vertragspartei im Sinne 
der Begriffsbestimmung unter Nummer 2; 

4. bedeutet „Ausfuhrmitglied" vorbehaltlich der 
Zustimmung des Rates ein Mitglied, das Natur- 
kautschuk ausführt und sich zum Ausfuhrmitglied 
erklärt hat; 

5. bedeutet „Einfuhrmitglied" vorbehaltlich der 
Zustimmung des Rates ein Mitglied, das Natur- 
kautschuk einführt und sich zum Einfuhrmitglied 
erklärt hat; 

6. bedeutet „Organisation" die in Artikels ge- 
nannte Internationale Naturkautschukorganisa- 
tion; 

7. bedeutet „Rat" den in Artikel 6 genannten Inter- 
nationalen Naturkautschukrat; 

8. bedeutet „besondere Abstimmung" eine Abstim- 
mung, die mindestens zwei Drittel der von den 
anwesenden und abstimmenden Ausfuhrmitglie- 
dern abgegebenen und mindestens zwei Drittel 
der von den anwesenden und abstimmenden Ein- 
fuhrmitgliedern abgegebenen und getrennt ge- 
zählten Stimmen erfordert, unter der Vorausset- 
zung, daß diese Stimmen von mindestens der 
Hälfte der anwesenden und abstimmenden Mit- 
glieder jeder Kategorie abgegeben werden; 

9. bedeutet „Naturkautschukausfuhren" jeden Na- 
turkautschuk, der aus dem Zollgebiet eines Mit- 
glieds verbracht, und „Naturkautschukeinfuh- 
ren" jeden Naturkautschuk, der in den Binnen- 
handel im Zollgebiet eines Mitglieds verbracht 
wird; dabei bezieht sich der Ausdruck Zollgebiet 
im Sinne dieser Begriffsbestimmungen im Fall ei- 
nes Mitglieds, das mehr als ein Zollgebiet umfaßt, 
auf sein gesamtes Zollgebiet; 

10. bedeutet „Abstimmung mit beiderseitiger einfa- 
cher Mehrheit" eine Abstimmung, die mehr als 
die Hälfte der Gesamtstimmen der anwesenden 
und abstimmenden Ausfuhrmitglieder und mehr 
als die Hälfte der Gesamtstimmen der anwesen- 
den und abstimmenden Einfuhrmitglieder, die 
getrennt gezählt werden, erfordert; 

11. bedeutet „frei verwendbare Währungen" die 
Deutsche Mark, den französischen Franc, den ja- 
panischen Yen, das Pfund Sterling und den Dollar 
der Vereinigten Staaten; 

12. bedeutet „Rechnungsjahr" den Zeitabschnitt vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember, 

13. bedeutet „Inkrafttreten" den Zeitpunkt, zu dem 
dieses Übereinkommen nach Artikel 60 vorläufig 
oder endgültig in Kraft tritt; 

14. bedeutet „Tonne" eine metrische Tonne, d. h. 
1 000 kg; 

15. bedeutet „malaysischer/singapurischer Cent" 
den Durchschnittswert des malaysischen Sen und 
des singapurischen Cent zu den jeweils geltenden 
Wechselkursen ; 

16. bedeutet „zeitgewichteter Nettobeitrag eines 
Mitgheds" seine Nettobarbeiträge, gewichtet mit 


der Zahl der Tage, an denen die Bestandteile des 
Nettobarbeitrags dem Ausgleichslager zur Verfü- 
gung standen. Bei der Berechnung der Anzahl der 
Tage werden der Tag, an dem der Beitrag bei der 
Organisation ein ging, der Tag, an dem die Erstat- 
tung erfolgte, und der Tag, an dem dieses Über- 
einkommen außer Kraft tritt, nicht berücksich- 
tigt. 

KAPITEL III 

Organisation und Verwaltung 

Artikel 3 

Errichtung, Sitz und Aufbau der Internationalen 
Naturkautschukorganisation 

(1) Die Internationale Naturkautschukorganisation, 
die durch das Internationale Naturkautschuk- Über- 
einkommen von 1979 errichtet wurde, bleibt weiter 
bestehen, um dieses Übereinkommen durchzuführen 
und seine Anwendung zu überwachen. 

(2) Die Organisation wird durch den Internationalen 
Naturkautschukrat, ihren Exekutivdirektor und ihr 
Personal sowie in diesem Übereinkommen vorgese- 
hene sonstige Gremien tätig. 

(3) Vorbehaltlich des Absatzes 4 befindet sich der 
Sitz der Organisation in Kuala Lumpur, sofern nicht 
der Rat durch besondere Abstimmung etwas anderes 
beschließt. 

(4) Der Sitz der Organisation befindet sich stets im 
Hoheitsgebiet eines Mitglieds. 

Artikel 4 

Mitgliedschaft in der Organisation 

(1) Es gibt zwei Kategorien von Mitgliedern, näm- 
lich 

a) Ausfuhrmitglieder und 

b) Einfuhrmitglieder. 

(2) Der Rat stellt Maßstäbe für den Wechsel der Mit- 
gliederkategorie nach Absatz 1 durch ein Mitglied 
auf, wobei er die Artikel 24 und 27 voll berücksichtigt. 
Ein Mitglied, das diesen Maßstäben genügt, kann 
seine Mitgliederkategorie vorbehaltlich der Zustim- 
mung des Rates durch besondere Abstimmung wech- 
seln. 

(3) Jede Vertragspartei stellt ein einziges Mitglied 
der Organisation dar. 

Artikel 5 

Mitgliedschaft zwischenstaatlicher Organisationen 

(1) Jede Bezugnahme in diesem Übereinkommen 
auf eine „Regierung" oder „Regierungen" gilt gleich- 
zeitig als Bezugnahme auf die Europäische Wirt- 
schaftsgemeinschaft und jede zwischenstaatliche Or- 
ganisation, die in bezug auf das Aushandeln, den Ab- 
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Schluß und die Anwendung internationaler Überein- 
künfte, insbesondere von Grundstoffübereinkommen, 
Verantwortung hat. Entsprechend gilt jede Bezug- 
nahme in diesem Übereinkommen auf die Unterzeich- 
nung, Ratifikation, Annahme oder Genehmigung oder 
auf die Notifikation der vorläufigen Anwendung oder 
auf den Beitritt hinsichtlich einer solchen zwischen- 
staatlichen Organisation gleichzeitig als Bezugnahme 
auf die Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme oder 
Genehmigung oder die Notifikation der vorläufigen 
Anwendung oder den Beitritt durch die zwischen- 
staatliche Organisation. 

(2) Bei Abstimmungen über in ihre Zuständigkeit 
fallende Angelegenheiten üben diese zwischenstaat- 
lichen Organisationen ihr Stimmrecht mit einer An- 
zahl von Stimmen aus, die der Gesamtzahl der ihren 
Mitgliedstaaten nach Artikel 14 zugewiesenen Stim- 
men entspricht. In solchen Fällen üben die Mitglied- 
staaten der zwischenstaatlichen Organisationen ihr 
Einzelstimmrecht nicht aus. 


KAPITEL IV 

Der internationale Naturkautschukrat 

Artikel 6 

Zusammensetzung 

des Internationalen Naturkautschukrats 

(1) Der Internationale Naturkautschukrat, der sich 
aus allen Mitgliedern der Organisation zusammen- 
setzt, ist die höchste Instanz der Organisation. 

(2) Jedes Mitglied ist im Rat durch einen Delegier- 
ten vertreten und kann Stellvertreter und Berater zur 
Teilnahme an den Tagungen des Rates benennen. 

(3) Ein Stellvertreter ist ermächtigt, für den Dele- 
gierten während dessen Abwesenheit oder unter be- 
sonderen Umständen zu handeln und abzustimmen. 

Artikel 7 

Befugnisse und Aufgaben des Rates 

(1) Der Rat übt alle Befugnisse aus und übernimmt 
oder veranlaßt die Wahrnehmung aller Aufgaben, die 
zur Durchführung dieses Übereinkommens erforder- 
lich sind; er hat jedoch nicht die Befugnis und gilt 
nicht als von den Mitgliedern ermächtigt, Verpflich- 
tungen außerhalb des Geltungsbereichs dieses Über- 
einkommens zu übernehmen. Insbesondere ist er 
nicht befähigt, Kredit aufzunehmen, ohne daß jedoch 
die Anwendung des Artikels 41 eingeschränkt wird, 
noch darf er Handelsverträge für Naturkautschuk 
schließen, sofern dies in Artikel 30 Abs. 5 nicht aus- 
drücklich vorgesehen ist. In Ausübung seiner Fähig- 
keit, Verträge zu schließen, stellt der Rat sicher, daß 
die Bedingungen des Artikels 48 Abs. 4 den anderen 
an solchen Verträgen Beteiligten schriftlich zur 
Kenntnis gebracht wird; das Unterlassen einer sol- 
chen Mitteilung macht diese Verträge jedoch nicht 
von sich aus ungültig und gilt auch nicht als Verzicht 
auf eine solche Haftungsbeschränkung der Mitglie- 
der. 


(2) Der Rat nimmt durch besondere Abstimmung die 
zur Durchführung dieses Übereinkommens notwendi- 
gen und mit diesem in Einklang stehenden Vorschrif- 
ten und Regelungen an. Dazu gehören seine Ge- 
schäftsordnung und diejenigen der in Artikel 18 ge- 
nannten Ausschüsse, Vorschriften für die Verwaltung 
und den Betrieb des Ausgleichslagers sowie die Fi- 
nanz- und Personalvorschriften der Organisation. 

(3) Für die Zwecke des Absatzes 2 überprüft der Rat 
auf seiner ersten Tagung nach Inkrafttreten dieses 
Übereinkommens die aufgrund des Internationalen 
Naturkautschuk-Übereinkommens von 1979 nieder- 
gelegten Vorschriften und Regelungen und nimmt sie 
mit den von ihm als zweckdienlich erachteten Abän- 
derungen an. Bis zu dieser Annahme finden die auf- 
grund des Internationalen Naturkautschuk-Überein- 
kommens von 1979 niedergelegten Vorschriften und 
Regelungen Anwendung. 

(4) Der Rat führt die Unterlagen, die zur Wahrneh- 
mung seiner Aufgaben nach diesem Übereinkommen 
erforderlich sind. 

(5) Der Rat veröffentlicht einen Jahresbericht über 
die Tätigkeit der Organisation sowie alle sonstigen 
Angaben, die er für zweckdienlich hält. 

Artikel 8 

Übertragung von Befugnissen 

(1) Der Rat kann durch besondere Abstimmung auf 
jeden der nach Artikel 18 eingesetzten Ausschüsse 
die Ausübung einzelner oder aller seiner Befugnisse 
übertragen, die nach diesem Übereinkommen keiner 
besonderen Abstimmung des Rates bedürfen. Unge- 
achtet dieser Übertragung kann der Rat jederzeit jede 
Frage erörtern und entscheiden, die er einem seiner 
Ausschüsse übertragen hat. 

(2) Der Rat kann durch besondere Abstimmung jede 
einem Ausschuß übertragene Befugnis widerrufen. 

Artikel 9 

Zusammenarbeit mit anderen Organisationen 

(1) Der Rat kann alle geeigneten Maßnahmen zur 
Konsultation oder Zusammenarbeit mit den Vereinten 
Nationen, ihren Organen und Sonder Organisationen 
sowie mit anderen geeigneten zwischenstaatlichen 
Organisationen treffen. 

(2) Der Rat kann ferner Maßnahmen treffen, um 
Verbindungen zu geeigneten internationalen nicht- 
staatlichen Organisationen zu unterhalten. 

Artikel 10 

Zulassung von Beobachtern 

Der Rat kann jede Nichtmitgliedregierung oder 
jede der in Artikel 9 bezeichne ten Organisationen 
einladen, als Beobachter jeder Sitzung des Rates oder 
eines nach Artikel 18 eingesetzten Ausschusses bei- 
zuwohnen. 
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Artikel 11 

Vorsitzender und stellvertretender Vorsitzender 

(1) Der Rat wählt für jedes Jahr einen Vorsitzenden 
und einen stellvertretenden Vorsitzenden. 

(2) Der Vorsitzende wird aus der Mitte der Vertreter 
der Ausfuhrmitglieder und der stellvertretende Vor- 
sitzende aus der Mitte der Vertreter der Einfuhrmit- 
glieder gewählt oder umgekehrt. Diese Ämter wech- 
seln in jedem Jahr zwischen beiden Mitgliederkate- 
gorien; jedoch hindert dies nicht, daß einer oder beide 
unter außergewöhnlichen Umständen durch beson- 
dere Abstimmung des Rates wiedergewählt werden. 

(3) Bei vorübergehender Abwesenheit wird der Vor- 
sitzende durch den stellvertretenden Vorsitzenden er- 
setzt. Bei vorübergehender Abwesenheit des Vorsit- 
zenden und des stellvertretenden Vorsitzenden oder 
bei ständiger Abwesenheit eines oder beider kann der 
Rat aus der Mitte der Vertreter der Ausfuhrmitglieder 
und/oder aus der Mitte der Vertreter der Einfuhrmit- 
glieder je nach Bedarf für eine vorübergehende 
oder ständige Tätigkeit neue Vorstandsmitglieder 
wählen. 

(4) Weder der Vorsitzende noch ein anderes Vor- 
standsmitglied, das bei Ratssitzungen den Vorsitz 
führt, nimmt an Abstimmungen auf der Sitzung teil. 
Das Stimmrecht des von ihm vertretenen Mitglieds 
kann jedoch in Übereinstimmung mit Artikel 6 Abs. 3 
oder Artikel 15 Abs. 2 und 3 ausgeübt werden. 

Artikel 12 

Exekutivdirektor, Leiter des Ausgleichslagers 
und sonstiges Personal 

(1) Der Rat ernennt durch besondere Abstimmung 
einen Exekutivdirektor und einen Leiter des Aus- 
gleichslagers. 

(2) Die Einstellungsbedingungen des Exekutivdi- 
rektors und des Leiters des Ausgleichslagers werden 
vom Rat bestimmt. 

(3) Der Exekutivdirektor ist der oberste Verwal- 
tungsbeamte der Organisation; er ist dem Rat für die 
Anwendung und Durchführung dieses Übereinkom- 
mens im Einklang mit den Bestimmungen dieses 
Übereinkommens und den Beschlüssen des Rates ver- 
antwortlich. 

(4) Der Leiter des Ausgleichslagers ist dem Exeku- 
tivdirektor und dem Rat für die ihm von diesem Über- 
einkommen übertragenen Aufgaben sowie für alle 
vom Rat bestimmten zusätzlichen Aufgaben verant- 
wortlich. Der Leiter des Ausgleichslagers ist für den 
täglichen Betrieb des Ausgleichslagers verantwortlich 
und hält den Exekutivdirektor über die allgemeinen 
Geschäfte des Ausgleichslagers auf dem laufenden, 
so daß der Exekutivdirektor sicherstellen kann, daß 
das Ausgleichslager tatsächlich den Zielen dieses 
Übereinkommens gerecht wird. 

(5) Der Exekutiv direkter ernennt das Personal im 
Einklang mit vom Rat niedergelegten Vorschriften. 


Das Personal ist dem Exekutivdirektor verantwort- 
lich. 

(6) Weder der Exekutivdirektor noch ein Mitglied 
des Personals einschließlich des Leiters des Aus- 
gleichslagers dürfen ein finanzielles Interesse an der 
Kautschukindustrie oder dem Kautschukhandel oder 
damit zusammenhängenden kommerziellen Tätigkei- 
ten haben. 

(7) Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben dürfen 
der Exekutivdirektor, der Leiter des Ausgleichslagers 
und das sonstige Personal von keinem Mitglied und 
von keiner Stelle außerhalb des Rates oder eines nach 
Artikel 18 eingesetzten Ausschusses Weisungen ein- 
holen oder entgegennehmen. Sie haben alle Hand- 
lungen zu unterlassen, die ihre Stellung als internatio- 
nale Bedienstete, die nur dem Rat verantwortlich sind, 
beeinträchtigen könnten. Jedes Mitglied achtet den 
ausschließlich internationalen Charakter der Oblie- 
genheiten des Exekutivdirektors, des Leiters des Aus- 
gleichslagers und des sonstigen Personals und ver- 
sucht nicht, sie bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
zu beeinflussen. 

Artikel 13 

Tagungen 

(1) Der Rat hält grundsätzlich in jedem Halbjahr 
eine ordentliche Tagung ab. Für den Zweck der Über- 
prüfung der Preisspanne hält der Rat innerhalb von 
zw;ei Wochen nach jedem in Artikel 31 bezeichneten 
Zeitabschnitt von 15 oder 30 Monaten eine Tagung 
ab. 

(2) Der Rat tritt außer zu den Tagungen, die unter 
den in diesem Übereinkommen ausdrücklich vorgese- 
henen Umständen abgehalten werden, zu außeror- 
dentlichen Tagungen zusammen, wenn er dies be- 
schließt oder wenn es von 

a) dem Vorsitzenden des Rates; 

b) dem Exekutivdirektor; 

c) der Mehrheit der Ausfuhrmitglieder; 

d) der Mehrheit der Einfuhrmitglieder; 

e) einem oder mehreren Ausfuhrmitgliedern, die we- 
nigstens 200 Stimmen innehaben, oder 

f) einem oder mehreren Einfuhrmitgliedern, die min- 
destens 200 Stimmen innehaben, 

beantragt wird. 

(3) Die Tagungen finden am Sitz der Organisation 
statt, sofern nicht der Rat durch besondere Abstim- 
mung etwas anderes beschließt. Tagt der Rat auf Ein- 
ladung eines Mitglieds an einem anderen Ort als dem 
Sitz der Organisation, so trägt dieses Mitglied die da- 
durch dem Rat entstehenden zusätzlichen Kosten. 

(4) Die Ankündigung einer Tagung und deren Ta- 
gesordnung werden den Mitgliedern vom Exekutivdi- 
rektor in Konsultation mit dem Vorsitzenden des Rates 
spätestens 30 Tage im voraus übermittelt, außer in 
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dringenden Fällen, in denen die Ankündigung späte- 
stens zehn Tage im voraus übermittelt werden muß. 

Artikel 14 

Verteilung der Stimmen 

(1) Die Ausfuhrmitglieder und die Einfuhrmitglie- 
der haben insgesamt jeweils 1 000 Stimmen. 

(2) Jedes Ausfuhrmitghed erhält eine Erststimme 
aus den 1 000 Stimmen; jedoch findet im Fall eines 
Ausfuhrmitglieds mit Nettoausfuhren von weniger als 
10 000 Tonnen jährlich die Erststimme keine Anwen- 
dung. Die übrigen Stimmen werden unter den Aus- 
fuhrmitgliedern so genau wie möglich im Verhältnis 
der Menge ihrer jeweiligen Nettoausfuhren an Natur- 
kautschuk während des Zeitabschnitts von fünf Ka- 
lenderjahren, die sechs Kalenderjahre vor der Vertei- 
lung der Stimmen beginnen, verteilt. 

(3) Die Stimmen der Einfuhrmitglieder werden un- 
ter ihnen so genau wie möglich im Verhältnis des 
Durchschnitts ihrer jeweiligen Nettoeinfuhren an Na- 
turkautschuk während des Zeitabschnitts von drei Ka- 
lenderjahren, die vier Kalenderjahre vor der Vertei- 
lung der Stimmen beginnen, verteilt; jedoch erhält 
jedes Einfuhrmitglied eine Stimme, selbst wenn sein 
verhältnismäßiger Nettoeinfuhranteil sonst nicht ge- 
nügend groß ist, um dies zu rechtfertigen. 

(4) Für die Zwecke der Absätze 2 und 3 des vorlie- 
genden Artikels, der Absätze 2 und 3 des Artikels 27 
über die Beiträge von Einfuhrmitgliedern und des Ar- 
tikels 38 stellt der Rat auf seiner ersten Tagung eine 
Tabelle der Nettoausfuhren der Ausfuhrmitglieder so- 
wie eine Tabelle der Nettoeinfuhren der Einfuhrmit- 
glieder auf, die jährlich im Einklang mit diesem Arti- 
kel überprüft werden, 

(5) Teilstimmen sind nicht zulässig. 

(6) Der Rat verteilt auf der ersten Tagung nach In- 
krafttreten dieses Übereinkommens die Stimmen für 
das betreffende Jahr; sie bleiben bis zur ersten ordent- 
lichen Tagung des folgenden Jahres wirksam, sofern 
nicht in Absatz 7 etwas anderes bestimmt ist. Danach 
verteilt der Rat für jedes Jahr die Stimmen zu Beginn 
der ersten ordentlichen Tagung des betreffenden Jah- 
res. Die Verteilung bleibt bis zur ersten ordentlichen 
Tagung des folgenden Jahres wirksam, sofern nicht in 
Absatz 7 etwas anderes bestimmt ist. 

(7) Sobald sich die Mitgliedschaft in der Organisa- 
tion ändert oder sobald das Stimmrecht eines Mit- 
glieds nach einer Bestimmung dieses Übereinkom- 
mens zeitweilig entzogen oder zurückgegeben wird, 
verteilt der Rat die Stimmen innerhalb der betroffenen 
Kategorie oder Kategorien von Mitgliedern im Ein- 
klang mit diesem Artikel neu. 

(8) Im Fall des Ausschlusses eines Mitglieds nach 
Artikel 64 oder des Rücktritts eines Mitglieds nach 
Artikel 63 oder 62, durch die der gesamte Handelsan- 
teil der in einer der beiden Kategorien noch verblei- 
benden Mitglieder unter 80 v. H. sinkt, tritt der Rat 
zusammen und entscheidet über die Bedingungen 
und die Zukunft dieses Übereinkommens, wozu ins- 


besondere die Notwendigkeit gehört, wirksame Aus- 
gleichslagergeschäfte aufrechtzuerhalten, ohne die 
übrigen Mitglieder finanziell ungebührlich zu bela- 
sten. 

Artikel 15 

Abstimmungsverfahren 

(1) Jedes Mitglied ist berechtigt, die Anzahl der ihm 
im Rat zustehenden Stimmen abzugeben; es ist nicht 
berechtigt, seine Stimmen zu teilen. 

(2) Durch eine schriftliche Notifikation an den Vor- 
sitzenden des Rates kann jedes Ausfuhrmitglied ein 
anderes Ausfuhrmitglied und jedes Einfuhrmitglied 
ein anderes Einfuhrmitgüed ermächtigen, auf einer 
Tagung oder Sitzung des Rates seine Interessen zu 
vertreten und sein Stimmrecht auszuüben. 

(3) Ein von einem anderen Mitglied zur Abgabe sei- 
ner Stimmen ermächtigtes Mitglied gibt diese Stim- 
men im Einklang mit der Ermächtigung ab. 

(4) Ein Mitglied, das sich der Stimme enthält, wird 
angesehen, als habe es seine Stimme nicht abgege- 
ben. 

Artikel 16 

Beschlußfähigkeit 

(1) Der Rat ist auf einer Sitzung beschlußfähig, 
wenn die Mehrheit der Ausfuhrmitglieder und die 
Mehrheit der Einfuhrmitglieder anwesend ist, wobei 
diese Mitglieder mindestens zwei Drittel der Gesamt- 
stimmen in ihrer jeweiligen Kategorie innehaben 
müssen. 

(2) Ist der Rat an dem für die Sitzung festgesetzten 
Tag und am folgenden Tag nicht nach Absatz 1 be- 
schlußfähig, so ist er am dritten Tag und danach be- 
schlußfähig, wenn die Mehrheit der Ausfuhrmitglie- 
der und die Mehrheit der Einfuhrmitglieder anwesend 
ist, wobei diese Mitglieder die Mehrheit der Gesamt- 
stimmen in ihrer jeweiligen Kategorie innehaben 
müssen. 

(3) Eine Vertretung im Sinne des Artikels 15 Abs. 2 
gilt als Anwesenheit. 

Artikel 17 

Beschlüsse 

(1) Soweit dieses Übereinkommen nichts anderes 
bestimmt, werden alle Beschlüsse des Rates mit bei- 
derseitiger einfacher Mehrheit gefaßt; Empfehlungen 
werden in der gleichen Weise abgegeben. 

(2) Nimmt ein Mitglied Artikel 15 in Anspruch und 
werden seine Stimmen auf einer Sitzung des Rates 
abgegeben, so wird es für die Zwecke des Absatzes 1 
als anwesend und abstimmend angesehen. 
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Artikel 18 

Einsetzung von Ausschüssen 

(1) Folgende aufgrund des Internationalen Natur- 
kautschuk-Übereinkommens von 1979 eingesetzten 
Ausschüsse bleiben bestehen: 

a) Verwaltungsausschuß; 

b) Ausschuß für Ausgleichslagergeschäfte; 

c) Ausschuß für Statistik und 

d) Ausschuß für sonstige Maßnahmen. 

Durch besondere Abstimmung des Rates können auch 
zusätzliche Ausschüsse eingesetzt werden. 

(2) Jeder Ausschuß ist dem Rat verantworthch. Der 
Rat bestimmt durch besondere Abstimmung Mitglied- 
schaft und Tätigkeitsbereich jedes Ausschusses. 

Artikel 19 

Sachverständigengruppe 

(1) Der Rat kann eine Gruppe von Sachverständigen 
aus der Kautschukindustrie und dem Kautschukhan- 
del aus Ausfuhr- und Einfuhrmitgliedern einsetzen. 

(2) Eine solche Gruppe stünde dem Rat und seinen 
Ausschüssen mit Rat und Tat zur Seite, insbesondere 
in bezug auf Ausgleichslagergeschäfte und auf die in 
Artikel 43 bezeichneten sonstigen Maßnahmen. 

(3) Mitgliedschaft, Aufgaben und Verwaltungsre- 
gelungen für eine solche Gruppe würden vom Rat 
bestimmt. 


KAPITEL V 

Vorrechte und Immunitäten 
Artikel 20 

Vorrechte und Immunitäten 

(1) Die Organisation besitzt Rechtspersönhchkeit. 
Unbeschadet des Artikels 48 Abs. 4 hat die Organisa- 
tion insbesondere die Fähigkeit, Verträge zu schlie- 
ßen, bewegliches und unbewegliches Vermögen zu 
erwerben und darüber zu verfügen sowie vor Gericht 
zu stehen. 

(2) Die Organisation bemüht sich, so bald wie mög- 
lich mit der Regierung des Landes, in dem sich der Sitz 
der Organisation befindet (im folgenden als Gastre- 
gierung bezeichnet), ein Abkommen (im folgenden 
als Sitzabkommen bezeichnet) über die Rechtsstel- 
lung, die Vorrechte und Immunitäten der Organisa- 
tion, ihres Exeku tiv direkter s, des Leiters des Aus- 
gleichslagers, des sonstigen Personals und der Sach- 
verständigen sowie der Delegationen der Mitglieder 
zu schheßen, die normalerweise für die Wahrneh- 
mung ihrer Aufgaben erforderlich sind. 

(3) Bis zum Abschluß des Sitzabkommens ersucht 
die Organisation die Gastregierung, für die von der 
Organisation an ihre Bediensteten gezahlten Vergü- 


tungen sowie für die Guthaben, Einkünfte und sonsti- 
gen Vermögenswerte der Organisation Befreiung von 
der Besteuerung zu gewähren, soweit dies mit ihren 
Rechtsvorschriften vereinbar ist. 

(4) Die Organisation kann ferner mit einer oder 
mehreren Regierungen vom Rat zu genehmigende 
Übereinkünfte über die Vorrechte und Immunitäten 
schließen, die für die ordnungsgemäße Durchführung 
dieses Übereinkommens erforderlich sind. 

(5) Wird der Sitz der Organisation in ein anderes 
Land verlegt, so schheßt die Regierung dieses Landes 
so bald wie möghch mit der Organisation ein vom Rat 
zu genehmigendes Sitzabkommen. 

(6) Das Sitzabkommen ist von diesem Übereinkom- 
men unabhängig. Es tritt jedoch außer Kraft, 

a) wenn dies zwischen der Gastregierung und der 
Organisation vereinbart wird; 

b) wenn der Sitz der Organisation aus dem Land der 
Gastregierung verlegt wird oder 

c) wenn die Organisation zu bestehen aufhört. 


KAPITEL VI 

Rechnungslegung und Rechnungsprüfung 

Artikel 21 

Finanzkosten 

(1) Zur Durchführung und Handhabung dieses 
Übereinkommens werden zwei Konten eingerichtet, 

a) das Ausgleichslagerkonto und 

b) das Verwaltungskonto. 

(2) Alle nachstehenden Einnahmen und Ausgaben, 
die bei der Schaffung, beim Betrieb und bei der Erhal- 
tung des Ausgleichslagers anfallen, werden in das 
Ausgleichslagerkonto eingebracht; Beiträge von Mit- 
gliedern nach Artikel 27, Einkünfte aus Verkäufen 
von Ausgleichslagerbeständen oder Ausgaben in be- 
zug auf den Erwerb von Ausgleichslagerbeständen, 
Zinsen für Einlagen im Ausgleichslagerkonto und Ko- 
sten im Zusammenhang mit Ankaufs- und Verkaufs- 
provisionen, Lagerung, Beförderung und Behand- 
lung, Erhaltung und Umwälzung sowie Versicherun- 
gen. Der Rat kann jedoch durch besondere Abstim- 
mung jede andere Art von Einnahme oder Ausgabe, 
die auf Ausgleichslagertransaktionen oder -geschähe 
entfäUt, in das Ausgleichslagerkonto einbringen. 

(3) Alle sonstigen Einnahmen und Ausgaben im 
Zusammenhang mit der Durchführung dieses Über- 
einkommens werden in das Verwaltungskonto einge- 
bracht. Solche Ausgaben werden in der Regel aus Bei- 
trägen von Mitgliedern bestritten, die nach Artikel 24 
festgesetzt worden sind. 

(4) Die Organisation übernimmt nicht die Auslagen 
der Delegationen oder Beobachter beim Rat oder bei 
einem der nach Artikel 18 eingesetzten Ausschüsse. 
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Artikel 22 

Form der Zahlung 

Zahlungen an das Verwaltungskonto und das Aus- 
gleichslagerkonto werden in frei verwendbaren Wäh- 
rungen oder in Währungen, die auf den Hauptdevi- 
senmärkten in frei verwendbare Währungen konver- 
tierbar sind, geleistet und sind von Devisenbeschrän- 
kungen befreit. 

Artikel 23 

Prüfung 

(1) In jedem Rechnungsjahr ernennt der Rat Reviso- 
ren für die Prüfung seiner Geschäftsbücher. 

(2) Eine von unabhängigen Bücherrevisoren ge- 
prüfte Darstellung des Verwaltungskontos wird den 
Mitgliedern so bald wie möglich, spätestens jedoch 
vier Monate nach Abschluß jedes Rechnungsjahrs, zur 
Verfügung gestellt. Eine von unabhängigen Bücher- 
revisoren geprüfte Darstellung des Ausgleichslager- 
kontos wird den Mitgliedern frühestens 60 Tage und 
spätestens vier Monate nach Abschluß jedes Rech- 
nungsjahrs zur Verfügung gestellt. Die geprüften Dar- 
stellungen des Verwaltungskontos und des Aus- 
gleichslagerkontos werden in geeigneter Weise ge- 
prüft, damit sie vom Rat auf seiner nächsten ordentli- 
chen Tagung genehmigt werden können. Eine Kurz- 
fassung der geprüften Konten und der geprüften Bi- 
lanz wird danach veröffentlicht. 


KAPITEL VII 

Das Verwaltungskonto 
Artikel 24 

Genehmigung des Verwaltungshaushalts 
und Festsetzung der Beiträge 

(1) Auf seiner ersten Tagung nach Inkrafttreten die- 
ses Übereinkommens genehmigt der Rat den Verwal- 
tungshaushalt für die Zeit zwischen dem Tag des In- 
krafttretens und dem Ende des ersten Rechnungs- 
jahrs. Danach genehmigt der Rat während der zwei- 
ten Hälfte jedes Rechnungsjahrs den Verwaltungs- 
haushalt für das folgende Rechnungsjahr. Der Rat 
setzt den Beitrag jedes Mitglieds zu diesem Haushalt 
nach Absatz 2 fest. 

(2) Der Beitrag jedes Mitglieds zum Verwaltungs- 
haushalt für jedes Rechnungsjahr richtet sich nach 
dem Verhältnis seiner Stimmenzahl im Zeitpunkt der 
Genehmigung des Verwaltungshaushalts für das be- 
treffende Rechnungsjahr zur Gesamtstimmenzahl al- 
ler Mitglieder. Bei der Festsetzung der Beiträge wer- 
den die Stimmen jedes Mitglieds so berechnet, daß 
der zeitweilige Entzug des Stimmrechts eines Mit- 
glieds oder die sich daraus ergebende Neuverteilung 
der Stimmen außer Betracht bleibt. 

(3) Den ersten Beitrag zum Verwaltungshaushalt für 
eine Regierung, die nach Inkrafttreten dieses Über- 
einkommens Mitglied wird, setzt der Rat auf der 


Grundlage der diesem Mitglied zustehenden Stim- 
menzahl und des Zeitabschnitts zMÜschen dem Tag, 
an dem cs Mitglied Vvird, und dem Ende des laufenden 
Rechnungsjahrs fest. Die für die anderen Mitglieder 
für das betreffende Rechnungsjahr festgesetzten Bei- 
träge bleiben jedoch unverändert. 

Artikel 25 

Zahlung von Beiträgen zum Verwaltungshaushalt 

(1) Die Beiträge zum ersten Verwaltungshaushalt 
sind an einem vom Rat auf seiner ersten Tagung zu 
bestimmenden Tag zu zahlen. Die Beiträge zu späte- 
ren Verwaltungshaushalten sind bis zum 28. Februar 
in jedem Rechnungsjahr zu zahlen. Der nach Arti- 
kel 24 Abs. 3 festgesetzte erste Beitrag einer Regie- 
rung, die nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens 
Mitglied wird, ist für das betreffende Rechnungsjahr 
60 Tage nach dem Tag zu zahlen, an dem es Mitglied 
geworden ist. 

(2) Hat ein Mitglied seinen vollen Beitrag zum Ver- 
waltungshaushalt binnen zwei Monaten nach Fällig- 
keit gemäß Absatz 1 nicht gezahlt, so ersucht der Exe- 
kutivdirektor das Mitglied, die Zahlung so bald wie 
möglich zu leisten. Hat ein Mitglied seinen Beitrag 
binnen zwei Monaten nach dem Ersuchen des Exeku- 
tivdirektors nicht gezahlt, so wird ihm sein Stimmrecht 
in der Organisation zeitweilig entzogen, sofern der 
Rat nicht etwas anderes beschließt. Hat ein Mitglied 
seinen Beitrag binnen vier Monaten nach dem Ersu- 
chen des Exekutivdirektors noch nicht gezahlt, so 
werden dem Mitglied alle Rechte aus diesem Überein- 
kommen vom Rat zeitweilig entzogen, sofern dieser 
nicht durch besondere Abstimmung etwas anderes 
beschließt. 

(3) Für verspätet eingegangene Beiträge erhebt der 
Rat eine Geldbuße nach dem Zinssatz für erstklassige 
Papiere im Gastland vom Tag der Fälligkeit der Bei- 
träge an. 

(4) Ein Mitglied, dem seine Rechte nach Absatz 2 
zeitweilig entzogen worden sind, bleibt insbesondere 
zur Zahlung seines Beitrags und zur Erfüllung aller 
sonstigen finanziellen Verpflichtungen aufgrund die- 
ses Übereinkommens verpflichtet. 


KAPITEL VIII 
Das Ausgleichslager 

Artikel 26 

Umfang des Ausgleichslagers 

Zur Erreichung der Ziele dieses Übereinkommens 
wird ein internationales Ausgleichslager errichtet. 
Die Gesamtkapazität des Ausgleichslagers beträgt 
550 000 Tonnen, einschließlich der aufgrund des In- 
ternationalen Naturkautschuk-Übereinkommens von 
1979 noch vorhandenen Gesamtbestände. Es ist das 
einzige Mittel der Marktintervention zur Preisstabili- 
sierung in diesem Übereinkommen. Das Ausgleichs- 
lager umfaßt 
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a) das normale Ausgleichslager von 400 000 Tonnen 
und 

b) das Not-Ausgleichslager von 150 000 Tonnen. 

Artikel 27 

Finanzierung des Ausgleichslagers 

(1) Die Mitgheder verpflichten sich, die Gesamtko- 
sten des nach Artikel 26 errichteten internationalen 
Ausgleichslagers von 550 000 Tonnen zu finanzieren; 
hierbei wird davon ausgegangen, daß Anteile derjeni- 
gen Mitglieder des Internationalen Naturkautschuk- 
Übereinkommens von 1979, die Mitglieder dieses 
Übereinkommens geworden sind, am Ausgleichslager- 
konto des Internationalen Naturkautschuk-Über- 
einkommens von 1979 mit Zustimmung jedes einzelnen 
Mitgheds nach den in Artikel 41 Abs. 3 des Internatio- 
nalen Naturkautschuk-Übereinkommens von 1979 fest- 
gelegten Verfahren auf das Ausgleichslagerkonto auf- 
grund dieses Übereinkommens übertragen werden. 

(2) Die Finanzierung sowohl des normalen Aus- 
gleichslagers als auch des Not-Ausgleichslagers er- 
folgt zu gleichen Teilen durch die Ausfuhr- und die 
Einfuhrmitgliederkategorien. Die Beiträge der Mit- 
glieder zum Ausgleichslagerkonto werden entspre- 
chend ihrem Anteil an den Stimmen im Rat bemessen, 
sofern nicht in den Absätzen 3 und 4 etwas anderes 
bestimmt ist, 

(3) Ein Einfuhrmitglied, dessen Anteil an den Ge- 
samtnettoeinfuhren entsprechend der nach Artikel 14 
Abs. 4 vom Rat aufzustellenden Tabelle 0,1 v. H. der 
Ges amtnettoeinf Uhren oder weniger beträgt, leistet 
wie folgt Beiträge zum Ausgleichslager konto: 

a) Beträgt sein Anteil an den Ges amtnettoeinf uhren 
0,1 V. H. oder weniger, aber mehr als 0,05 v. H., so 
leistet dieses Mitglied einen Beitrag, dessen Höhe 
auf der Grundlage seines tatsächlichen Anteils an 
den Gesamtnettoeinfuhren festgesetzt wird; 

b) beträgt sein Anteil an den Gesamtnettoeinfuhren 
0,05 V. H. oder weniger, so leistet dieses Mitglied 
einen Beitrag in einer auf der Grundlage eines 
Anteils von 0,05 v. H. der Gesamtnettoeinfuhren 
festgesetzten Höhe. 

(4) Während einer Zeit, in der dieses Übereinkom- 
men nach Artikel 60 Abs. 2 oder Abs. 4 Buchstabe b 
vorläufig in Kraft ist, darf die finanzielle Verpflichtung 
jedes Ausfuhr- oder Einfuhrmitglieds gegenüber dem 
Ausgleichslagerkonto insgesamt den Beitrag dieses 
Mitglieds nicht überschreiten, berechnet auf der 
Grundlage der Zahl der Stimmen, die den in den vom 
Rat nach Artikel 14 Abs. 4 auf zust eilenden Tabellen 
festgesetzten prozentualen Anteilen der Gesamtbe- 
träge von 275 000 Tonnen entsprechen, welche auf 
die Ausfuhr- bzw. Einfuhrnütghederkategorien ent- 
fallen. Die finanziellen Verpfhchtungen der Mitglie- 
derwerden, solange dieses Übereinkommen vorläufig 
in Kraft ist, zu gleichen Teilen von den Ausfuhr- und 
den Einfuhrmitgliederkategorien getragen. Über- 
steigt zu irgendeiner Zeit die Gesamtverpfhchtung 
einer Kategorie die der anderen, so wird der größere 
der beiden Gesamtbeträge auf den geringeren herab- 


gesetzt, wobei die Stimmen jedes Mitgheds in diesem 
Gesamtbetrag entsprechend den Stimmenanteilen, 
die sich aus den vom Rat nach Artikel 14 Abs. 4 auf- 
zustellenden Tabellen ergeben, herabgesetzt werden. 
Ungeachtet des vorliegenden Absatzes und des Arti- 
kels 28 Abs. 1 darf der Beitrag eines Mitgheds 
125 V. H. des Betrages seines Gesamtbeitrags, be- 
rechnet auf der Grundlage seines in Anlage A oder 
Anlage B dieses Übereinkommens angegebenen An- 
teils am Welthandel, nicht übersteigen. 

(5) Die Gesamtkosten des normalen Ausgleichla- 
gers und des Not- Ausgleichslagers von 550 000 Ton- 
nen werden durch Barbeiträge der Mitgheder zum 
Ausgleichslagerkonto finanziert. Diese Beiträge kön- 
nen gegebenenfahs von den dafür vorgesehenen Stel- 
len der betreffenden Mitgheder gezahlt werden. 

(6) Die Gesamtkosten des internationalen Aus- 
gleichslagers von 550 000 Tonnen werden aus dem 
Ausgleichslagerkonto gezahlt. Zu diesen Kosten ge- 
hören aUe Ausgaben, die mit dem Erwerb und dem 
Betrieb des internationalen Ausgleichslagers von 
550 000 Tonnen Zusammenhängen. Sohten die ge- 
schätzten Kosten laut Anlage C dieses Übereinkom- 
mens die Gesamtkosten des Erwerbs und Betriebs des 
Ausgleichslagers nicht voll decken, so tritt der Rat 
zusammen und trifft die notwendigen Vorkehrungen, 
um die erford erheben Beiträge zur Deckung dieser 
Kosten entsprechend den prozentualen Stimmenan- 
teilen abzurufen. 

Artikel 28 

Zahlung von Beiträgen zum Ausgleichslagerkonto 

(1) Es wird ein erster Barbeitrag von 70 Mio. malaysi- 
schen Ringgit in das Ausgleichslagerkonto gezahlt. Die- 
ser Betrag, der eine Betriebskapitalrücklage für Aus- 
gleichslagergeschäfte darsteht, wird auf ahe Mitglieder 
entsprechend ihrem prozentualen Stimmenanteil unter 
Berücksichtigung des Artikels 27 Abs. 3 auf geteilt und 
ist innerhalb von 60 Tagen nach der ersten Tagung des 
Rates nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens zu 
zahlen. Der erste von einem Mitglied nach dem vorlie- 
genden Absatz zu zahlende Beitrag wird mit Zustim- 
mung des betreffenden Mitgheds ganz oder teilweise 
durch Übertragung des Anteils des betreffenden Mit- 
gheds an den aufgrund des Internationalen Naturkaut- 
schuk-Übereinkommens von 1979 im Ausgleichslager- 
konto vorhandenen Barmitteln geleistet. 

(2) Der Exekutiv direkter kann jederzeit unabhängig 
von den Regelungen in Absatz 1 Beiträge abrufen, 
sofern der Leiter des Ausgleichslagers bestätigt hat, 
daß das Ausgleichslagerkonto mögheherweise in den 
nächsten vier Monaten solche Mittel benötigen 
wird. 

(3) Wird ein Beitrag abgerufen, so ist er von den 
Mitgliedern innerhalb von 60 Tagen nach dem Tag 
der Notifikation zu zahlen. Auf Ersuchen eines oder 
mehrerer Mitgheder, denen 200 Stimmen im Rat zu- 
stehen, tritt der Rat zu einer außerordenthehen Ta- 
gung zusammen und kann den Abruf ändern oder 
ablehnen, nachdem er den Bedarf an Mitteln zur Un- 
terstützung der Ausgleichslagergeschäfte in den 
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nächsten vier Monaten beurteilt hat. Kann der Rat kei- 
nen Beschluß herbeiführen, so sind die Beiträge von 
den Mitghedem entsprechend der Notifikation des 
Exekutivdirektors zu zahlen. 

(4) Die für das normale Ausgleichslager und das 
Not-Ausgleichslager abgerufenen Beiträge v^erden 
zum unteren Auslösepreis bew^ertet, der zur Zeit des 
Abrufs der Beiträge in Kraft ist. 

(5) Der Abruf der Beiträge zum Not- Ausgleichsla- 
ger wird wie folgt durchgeführt: 

a) Bei der in Artikel 31 vorgesehenen 300 000-Ton- 
nen-Überprüfung wird der Rat aUe finanziellen 
und sonstigen Regelungen treffen, die für die sofor- 
tige Errichtung des Not- Ausgleichslagers erforder- 
lich sind, einschließlich eines etwa erforderlichen 
Abrufs von Mitteln. 

b) Bei der in Artikel 31 vorgesehenen 400 000-Ton- 
nen- Überprüfung stellt der Rat sicher, daß 

i) alle Mitglieder alle notwendigen Regelungen 
zur Finanzierung ihrer jeweüigen Anteile am 
Not- Ausgleichslager getroffen haben und 

ii) das Not- Ausgleichslager angerufen worden ist 
und voll für Maßnahmen nach Artikel 30 bereit 
ist. 

Artikel 29 

Preisspanne 

(1) Für die Geschäftstätigkeit des Ausgleichslagers 
werden festgelegt 

a) ein Referenzpreis, 

b) ein unterer Interventionspreis, 

c) ein oberer Interventionspreis, 

d) ein unterer Auslösepreis, 

e) ein oberer Auslösepreis, 

f) ein unterer Indikativpreis und 

g) ein oberer Indikativpreis. 

(2) Mit Inkrafttreten dieses Übereinkommens wird 
der Referenzpreis zunächst auf 201,66 malaysische/ 
singapurische Cent je kg festgesetzt. Wird der am 
20. März 1987 geltende Referenzpreis vor Außerkraft- 
treten des Internationalen Naturkautschuk-Überein- 
kommens von 1979 geändert, so wird der Referenz- 
preis mit Inkrafttreten dieses Übereinkommens an das 
im Zeitpunkt des Außerkrafttretens des Internationa- 
len Naturkautschuk-Übereinkommens von 1979 gel- 
tende Niveau angeglichen. 

(3) Es gibt einen oberen Interventionspreis und ei- 
nen unteren Interventionspreis, die auf plus bzw. mi- 
nus 15 V. H. des Referenzpreises festgesetzt werden, 
sofern nicht der Rat durch besondere Abstimmung 
etwas anderes beschließt. 

(4) Es gibt einen oberen Auslösepreis und einen 
unteren Auslösepreis, die auf plus bzw. minus 20 v. H. 
des Referenzpreises festgesetzt werden, sofern nicht 


der Rat durch besondere Abstimmung etwas anderes 
beschließt. 

(5) Die nach den Absätzen 3 und 4 festgesetzten 
Preise werden auf volle Cent auf- oder abgerundet. 

(6) Mit Inkrafttreten dieses Übereinkommens wer- 
den der untere und der obere Indikativpreis zunächst 
auf 150 bzw. 270 malaysische/singapurische Cent je 
kg festgesetzt. Werden die am 20. März 1987 gelten- 
den Indikativpreise vor Außerkrafttreten des Interna- 
tionalen Naturkautschuk-Übereinkommens von 1979 
geändert, so werden die Indikativpreise mit Inkraft- 
treten dieses Übereinkommens an die im Zeitpunkt 
des Außerkrafttretens des Internationalen Natur- 
kautschuk-Übereinkommens von 1979 geltenden Ni- 
veaus angeglichen. 

Artikel 30 

Geschäftstätigkeit des Ausgleichslagers 

(1) Liegt im Verhältnis zu der in Artikel 29 vorgese- 
henen oder später nach den Artikeln 31 und 39 geän- 
derten Preisspanne der durchschnittliche Marktpreis 
nach Artikel 32 

a) bei oder über dem oberen Auslösepreis, so vertei- 
digt der Leiter des Ausgleichslagers den oberen 
Auslösepreis, indem er Naturkautschuk zum Ver- 
kauf anbietet, bis der durchschnittliche Marktpreis 
unter den oberen Auslösepreis fällt; 

b) über dem oberen Interventionspreis, so kann der 
Leiter des Ausgleichslagers Naturkautschuk zur 
Verteidigung des oberen Auslösepreises verkau- 
fen; 

c) bei dem oberen oder unteren Interventionspreis 
oder dazwischen, so wird der Leiter des Aus- 
gleichslagers Naturkautschuk weder kaufen noch 
verkaufen, außer um seine Aufgaben im Rahmen 
der Umwälzung nach Artikel 35 zu erfüllen; 

d) unter dem unteren Interventionspreis, so kann der 
Leiter des Ausgleichslagers zur Verteidigung des 
unteren Auslösepreises Naturkautschuk kaufen; 

e) bei oder unter dem unteren Auslösepreis, so vertei- 
digt der Leiter des Ausgleichslagers den unte- 
ren Auslösepreis, indem er sich erbietet, Natur- 
kautschuk zu kaufen, bis der durchschnittliche 
Marktpreis über dem unteren Auslösepreis liegt. 

(2) Erreichen Verkäufe oder Käufe für das Aus- 
gleichslager die 400 000-Tonnen-Grenze, so be- 
schließt der Rat durch besondere Abstimmung, ob er 
das Not-Ausgleichslager 

a) beim unteren oder oberen Auslösepreis oder 

b) bei irgendeinem Preis zwischen dem unteren Aus- 
lösepreis und dem unteren Indikativpreis oder dem 
oberen Auslösepreis und dem oberen Indikativ- 
preis 

zum Einsatz bringen will. 

(3) Sofern nicht der Rat durch besondere Abstim- 
mung nach Absatz 2 etwas anderes beschließt, be- 
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nutzt der Leiter des Ausgleichslagers das Not-Aus- 
gleichslager zur Verteidigung des unteren Indikativ- 
preises, indem er das Not- Ausgleichslager zum Ein- 
satz bringt, wenn der durchschnittliche Marktpreis 
sich auf einem Niveau von 2 malaysischen/singapuri- 
schen Cent je kg über dem unteren Indikativpreis 
befindet, und zur Verteidigung des oberen Indikativ- 
preises, indem er das Not- Ausgleichslager zum Ein- 
satz bringt, wenn der durchschnittiiche Marktpreis 
sich auf einem Niveau von 2 malaysischen/singapuri- 
schen Cent je kg unter dem oberen Indikativpreis 
befindet. 

(4) Die Gesamtmittel des Ausgleichslagers, d. h. 
einschheßlich des normalen Ausgleichslagers und des 
Not-Ausgleichslagers, werden voll dafür genutzt, si- 
cherzustellen, daß der durchschnittliche Marktpreis 
nicht unter den unteren Indikativpreis fällt oder über 
den oberen Indikativpreis steigt, 

(5) Die Verkäufe und Käufe des Leiters des Aus- 
gleichslagers erfolgen auf anerkannten kommerziel- 
len Märkten zu geltenden Preisen, und alle seine 
Transaktionen werden in effektivem Kautschuk für 
Terminlieferung in spätestens drei Kalendermonaten 
getätigt. 

(6) Zur Erleichterung der Geschäftstätigkeit des 
Ausgleichslagers errichtet der Rat erforderlichenfalls 
Zweigbüros und ähnliche Einrichtungen des Büros 
des Leiters des Ausgleichslagers auf anerkannten 
Kautschukmärkten und an genehmigten Lagerhaus- 
standorten. 

(7) Der Leiter des Ausgleichslagers arbeitet einen 
Monatsbericht über die Transaktionen des Aus- 
gleichslagers und die finanzielle Lage des Ausgleichs- 
lagerkontos aus. Dreißig Tage nach Ablauf jedes Mo- 
nats wird der Bericht für diesen Monat den Mitglie- 
dern zur Verfügung gestellt. 

(8) Die Angaben über Ausgleichslagertransaktio- 
nen umfassen Mengen, Preise, Typen, Gradierungen 
und Märkte aller Ausgleichslagergeschäfte ein- 
schließhch der vorgenommenen Umwälzungen. Die 
Angaben über die finanzielle Lage des Ausgleichsla- 
gerkontos umfassen außerdem Zinssätze und Bedin- 
gungen für Einlagen, die Währungen, in denen Ge- 
schäfte getätigt wurden, sowie andere einschlägige 
Angaben über die in Artikel 21 Abs. 2 bezeichneten 
Gegenstände. 


Artikel 31 

Überprüfung und Änderung der Preisspanne 


A. Referenzpreis 

(1) Die Überprüfung und Änderung des Referenz- 
preises erfolgt nach Maßgabe dieses Abschnitts auf- 
grund von Markttendenzen und/oder Nettoänderun- 
gen des Ausgleichslagers. Der Referenzpreis wird 
vom Rat 18 Monate nach der letzten Überprüfung 
gemäß Artikel 32 Abs. 1 des Internationalen Natur- 
kautschuk-Übereinkommens von 1979 oder, falls die- 


ses Übereinkommen nach dem 1. Mai 1988 in Kraft 
tritt, auf der ersten Tagung des Rates aufgrund dieses 
Übereinkommens und danach alle 15 Monate über- 
prüft. 

a) Liegt der Durchschnitt der täglichen durchschnitt- 
hchen Marktpreise während der sechs Monate vor 
einer Überprüfung beim oberen Interventions- 
preis, beim unteren Interventionspreis oder dazwi- 
schen, so erfolgt keine Änderung des Referenzprei- 
ses. 

b) Liegt der Durchschnitt der täglichen durchschnitt- 
lichen Marktpreise während der sechs Monate vor 
einer Überprüfung unter dem unteren Interven- 
tionspreis, so wird der Referenzpreis automatisch 
um 5 V. H. gegenüber dem Niveau zum Zeitpunkt 
der Überprüfung gesenkt, sofern nicht der Rat 
durch besondere Abstimmung eine größere pro- 
zentuale Senkung des Referenzpreises be- 
schließt. 

c) Liegt der Durchschnitt der täglichen durchschnitt- 
lichen Marktpreise während der sechs Monate vor 
einer Überprüfung über dem oberen Interventions- 
preis, so wird der Referenzpreis automatisch um 
5 V. H. gegenüber dem Niveau zum Zeitpunkt der 
Überprüfung erhöht, sofern nicht der Rat durch 
besondere Abstimmung eine größere prozentuale 
Erhöhung des Referenzpreises beschließt. 

(2) Nach einer Nettoänderung des Ausgleichslagers 
um 100 000 Tonnen seit der letzten Festsetzung auf- 
grund des Artikels 32 Abs. 2 des Internationalen Na- 
turkautschuk-Übereinkommens von 1979 oder auf- 
grund des vorliegenden Absatzes beruft der Exekutiv- 
direktor eine außerordentliche Tagung des Rates ein, 
um die Lage zu beurteüen. Der Rat kann durch beson- 
dere Abstimmung beschließen, angemessene Maß- 
nahmen zu treffen, zu denen gehören können 

a) Aussetzung der Geschäftstätigkeit des Ausgleichs- 
lagers; 

b) Änderung des Rhythmus der Ausgleichslager- 
käufe oder -Verkäufe und 

c) Änderung des Referenzpreises. 

(3) Haben seit a) der letzten Änderung aufgrund 
des Artikels 32 Abs. 3 des Internationalen Natur- 
kautschuk-Übereinkommens von 1979, b) der letzten 
Änderung aufgrund des vorhegenden Absatzes oder 
c) der letzten Änderung nach Absatz 2, je nachdem, 
welcher Tag später liegt, Nettoausgleichslagerkäufe 
oder -Verkäufe in Höhe von 300 000 Tonnen stattge- 
funden, so wird der Referenzpreis um 3 v. H. seines 
gegenwärtigen Niveaus gesenkt bzw. erhöht, sofern 
nicht der Rat durch besondere Abstimmung be- 
schließt, ihn um einen größeren Vomhundertsatz zu 
senken oder zu erhöhen. 

(4) Eine Berichtigung des Referenzpreises aus ir- 
gendeinem Grund darf nicht dazu führen, daß die 
Auslösepreise den unteren oder oberen Indikativpreis 
durchbrechen. 
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B. Indikativpreise 

(5) Der Rat kann durch besondere Abstimmung 
bei den in diesem Abschnitt vorgesehenen Über- 
prüfungen den unteren und oberen Indikativpreis än- 
dern. 

(6) Der Rat stellt sicher, daß jede Änderung der 
Indikativpreise mit den sich abzeichnenden Markt- 
tendenzen und -bedingungen im Einklang steht. In 
diesem Zusammenhang berücksichtigt der Rat die 
Tendenz der Naturkautschukpreise, des Verbrauchs, 
des Angebots, der Produktionskosten und der Be- 
stände sowie die Menge des im Ausgleichslager ge- 
haltenen Naturkautschuks und die finanzielle Lage 
des Ausgleichslagerkontos. 

(7) Der untere und der obere Indikativpreis werden 
überprüft 

a) 30 Monate nach der letzten Überprüfung gemäß 
Artikel 32 Abs. 7 Buchstabe a des Internationalen 
Naturkautschuk-Übereinkommens von 1979 oder, 
falls dieses Übereinkommen nach dem 1. Mai 1988 
in Kraft tritt, auf der ersten Tagung des Rates auf- 
grund dieses Übereinkommens und danach alle 
30 Monate; 

b) bei außergewöhnlichen Umständen auf Verlangen 
eines oder mehrerer Mitgheder, die 200 oder mehr 
Stimmen im Rat innehaben, und 

c) wenn der Referenzpreis i) seit der letzten Ände- 
rung des unteren Indikativpreises oder dem In- 
krafttreten des Internationalen Naturkautschuk- 
Übereinkommens von 1979 nach Absatz 3 um min- 
destens 3 V. H. und nach Absatz 1 um mindestens 
5 V. H. oder nach den Absätzen 1, 2 und/oder 3 um 
mindestens diesen Betrag gesenkt oder ii) seit 
der letzten Änderung des oberen Indikätivpreises 
oder dem Inkrafttreten des Internationalen Natur- 
kautschuk-Übereinkommens von 1979 nach Ab- 
satz 3 um mindestens 3 v. H. und nach Absatz 1 um 
mindestens 5 v. H. oder nach den Absätzen 1, 2 
und/oder 3 um mindestens diesen Betrag erhöht 
worden ist, vorausgesetzt, daß der Durchschnitt 
des täglichen durchschnittlichen Marktpreises 
während der auf die letzte Änderung des Referenz- 
preises folgenden 60 Tage entweder unter dem un- 
teren Interventionspreis oder über dem oberen In- 
terventionspreis liegt. 

(8) Ungeachtet der Absätze 5, 6 und 7 findet keine 
Erhöhung des unteren oder oberen Indikativpreises 
statt, wenn der Durchschnitt der täglichen durch- 
schnittlichen Marktpreise während der sechs Monate 
vor einer Überprüfung der Preisspanne aufgrund die- 
ses Artikels unter dem Referenzpreis liegt. Ebenso fin- 
det keine Senkung des unteren oder oberen Indikativ- 
preises statt, wenn der Durchschnitt der täglichen 
durchschnittlichen Marktpreise während der sechs 
Monate vor einer Überprüfung der Preisspanne 
aufgrund dieses Artikels über dem Referenzpreis 
liegt. 


Artikel 32 

Durchschnittlicher Marktpreis 

(1) Es wird ein täglicher durchschnittlicher Markt- 
preis ernüttelt, der sich aus einem zusammengesetz- 
ten, gewichteten und dem Markt für Naturkautschuk 
entsprechenden Durchschnitt der täglichen amtlichen 
Preise für den laufenden Monat auf den Märkten 
Kuala Lumpur, London, New York und Singapur er- 
gibt. Zunächst wird der tägliche durchschnittliche 
Marktpreis nach dem Preis von RSS 1, RSS 3 und 
TSR 20 ermittelt, wobei die Gewichtungskoeffizien- 
ten gleich sind. Alle Notierungen werden in malaysi- 
scher/singapurischer Währung in Preise fob malysi- 
sche/singapurische Häfen umgerechnet. 

(2) Die Zusammensetzung nach Typ/Gradierung, 
die Gewichtungskoeffizienten und die Methode zur 
Berechnung des täglichen durchschnittlichen Markt- 
preises werden vom Rat überprüft und können durch 
besondere Abstimmung geändert werden, um sicher- 
zustellen, daß er dem Markt für Naturkautschuk ent- 
spricht. 

(3) Der durchschnittliche Marktpreis gilt als über, 
auf oder unter den in diesem Übereinkommen be- 
zeichneten Preisniveaus liegend, wenn der Durch- 
schnitt der täglichen durchschnittlichen Marktpreise 
während der letzten fünf Markttage über, auf oder 
unter diesen Preisniveaus liegt. 

Artikel 33 

Zusammensetzung der Ausgleichslagerbestände 

(1) Auf seiner ersten Tagung nach Inkrafttreten die- 
ses Übereinkommens bezeichnet der Rat die interna- 
tional anerkannten Standardtypen und -gradierungen 
von RSS und TSR zur Aufnahme in das Ausgleichsla- 
ger, sofern folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) Die untersten Typen und Gradierungen von Natur- 
kautschuk, der für die Aufnahme in das Aus- 
gleichslager zugelassen ist, sind RSS 3 und TSR 20, 
und 

b) alle nach Buchstabe a zugelassenen Typen und 
Gradierungen, die mindestens 3 v. H. des interna- 
tionalen Handels in Naturkautschuk im vergange- 
nen Jahr ausmachen, müssen bezeichnet wer- 
den. 

(2) Der Rat kann durch besondere Abstimmung 
diese Voraussetzungen und/oder die ausgewählten 
Typen/Gradierungen ändern, wenn dies nötig ist, um 
sicherzustellen, daß die Zusammensetzung des Aus- 
gleichslagers der sich abzeichnenden Marktlage, der 
Erreichung der Stabilisierungsziele dieses Überein- 
kommens und der Notwendigkeit, einen hohen kom- 
merziellen Qualitätsstandard der Ausgleichslagerbe- 
stände aufrechtzuerhalten, entspricht. 

(3) Der Leiter des Ausgleichslagers soll sich bemü- 
hen, dafür zu sorgen, daß die Zusammensetzung des 
Ausgleichslagers den Ausfuhr/Einfuhrstrukturen für 
Naturkautschuk entspricht und gleichzeitig die Stabi- 
lisierungsziele dieses Übereinkommens fördert. 
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(4) Der Rat kann durch besondere Abstimmung den 
Leiter des Ausgleichslagers anweisen, die Zusam- 
mensetzung des Ausgleichslagers zu ändern, wenn 
das Ziel der Preis Stabilisierung dies vorschreibt. 

Artikel 34 

Standort der Ausgleichsläger 

(1) Der Standort der Ausgleichsläger muß eine wirt- 
schaftliche und wirksame kommerzielle Tätigkeit ge- 
währleisten. Nach diesem Grundsatz müssen die Lä- 
ger im Hoheitsgebiet sowohl von Ausfuhr- als auch 
von Einfuhr mit gliedern liegen, sofern nicht der Rat 
durch besondere Abstimmung etwas anderes be- 
schließt. Die Verteilung der Läger auf die Mitglieder 
erfolgt so, daß die Stabilisierungsziele dieses Überein- 
kommens erreicht werden, wobei die Kosten mög- 
lichst gering zu halten sind. 

(2) Um hohe kommerzielle Qualitätsstandards auf- 
rechtzuerhalten, werden die Ausgleichsläger nur in 
Lagerhäusern gehalten, die auf der Grundlage der 
vom Rat festzulegenden Maßstäbe genehmigt worden 
sind. 

(3) Nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens er- 
stellt und genehmigt der Rat das Verzeichnis von La- 
gerhäusern und legt die nötigen Vorkehrungen für 
ihre Benutzung fest. Der Rat kann das vom Rat des 
Internationalen Naturkautschuk-Übereinkommens 
von 1979 genehmigte Verzeichnis von Lagerhäusern 
und die von dem genannten Rat festgelegten Maß- 
stäbe erforderlichenfalls überprüfen und sie beibehal- 
ten oder entsprechend ändern. 

(4) Der Rat wird ferner in regelmäßigen Abständen 
den Standort der Ausgleichsläger überprüfen? er kann 
durch besondere Abstimmung den Leiter des Aus- 
gleichslagers anweisen, den Standort der Läger zu 
verlegen, um eine wirtschaftliche und wirksame kom- 
merzielle Tätigkeit zu gewährleisten. 

Artikel 35 

Umwälzung der Ausgleichslagerbestände 

Der Leiter des Ausgleichslagers sorgt dafür, daß alle 
Ausgleichslagerbestände auf einem hohen kommer- 
ziellen Qualitätsstandard gekauft und erhalten wer- 
den. Er wälzt den in dem Ausgleichslager gelagerten 
Naturkautschuk nach Bedarf um, um einen solchen 
Standard zu erhalten, wobei er die Kosten einer sol- 
chen Umwälzung und ihre Wirkung auf die Marktsta- 
bilität angemessen berücksichtigt. Die Kosten der 
Umwälzung werden dem Ausgleichslagerkonto ange- 
lastet. 

Artikel 36 

Einschränkung oder Aussetzung 
der Geschäftstätigkeit des Ausgleichslagers 

(1) Unbeschadet des Artikels 30 kann der Rat, so- 
fern er zu einer Tagung zusammengetreten ist, die 
Geschäftstätigkeit des Ausgleichslagers durch beson- 


dere Abstimmung einschränken oder aussetzen, 
wenn nach seiner Meinung die Erfüllung der dem Lei- 
ter des Ausgleichslagers durch den genannten Artikel 
auf erlegten Verpflichtungen nicht zur Erreichung der 
Ziele dieses Übereinkommens führen wird. 

(2) Außerhalb der Ratstagungen kann der Exekutiv- 
direktor nach Konsultation mit dem Vorsitzenden die 
Geschäftstätigkeit des Ausgleichslagers einschrän- 
ken oder aussetzen, wenn nach seiner Meinung die 
Erfüllung der dem Leiter des Ausgleichslagers durch 
Artikel 30 auf erlegten Verpflichtungen nicht zur Er- 
reichung der Ziele dieses Übereinkommens führen 
wird. 

(3) Unmittelbar nach einem Beschluß zur Einschrän- 
kung oder Aussetzung der Geschäftstätigkeit des 
Ausgleichslagers nach Absatz 2 beruft der Exekutiv- 
direktor eine Tagung des Rates zur Überprüfung die- 
ses Beschlusses ein. Unbeschadet des Artikels 13 
Abs. 4 tritt der Rat binnen zehn Tagen nach dem Tag 
der Einschränkung oder Aussetzung zusammen und 
wird diese Einschränkung oder Aussetzung durch be- 
sondere Abstimmung bestätigen oder aufheben. Kann 
der Rat auf dieser Tagung nicht zu einem Beschluß 
gelangen, so wird die Geschäftstätigkeit des Aus- 
gleichslagers ohne eine nach diesem Artikel auferleg- 
te Einschränkung wieder aufgenommen. 

(4) Solange eine nach diesem Artikel beschlossene 
Einschränkung oder Aussetzung der Geschäftstätig- 
keit des Ausgleichslagers in Kraft bleibt, überprüft der 
Rat diesen Beschluß in Abständen von nicht mehr als 
drei Monaten. Sofern der Rat auf einer Tagung zur 
Durchführung dieser Überprüfung nicht durch beson- 
dere Abstimmung die Fortgeltung der Einschränkung 
oder Aussetzung bestätigt oder nicht zu einem Be- 
schluß gelangt, wird die Geschäftstätigkeit des Aus- 
gleichslagers ohne Einschränkung wieder aufgenom- 
men. 


Artikel 37 

Bußen im Zusammenhang mit Beiträgen 
zum Ausgleichslagerkonto 

(1) Kommt ein Mitglied seiner Verpflichtung zur 
Leistung eines Beitrags zum Au sgl eichslager konto bis 
zum letzten Tag der Fälligkeit eines solchen Beitrags 
nicht nach, so gilt es als mit seiner Zahlung im Rück- 
stand befindlich. Ein Mitglied, das 60 Tage oder mehr 
mit seiner Zahlung im Rückstand ist, gilt für den 
Zweck der Abstimmung über die in Absatz 2 bezeich- 
neten Fragen nicht als Mitglied. 

(2) Das Stimmrecht und die anderen Rechte, die ein 
Mitglied, das nach Absatz 1 60 Tage oder mehr mit 
seiner Zahlung im Rückstand ist, im Rat hat, werden 
zeitweilig entzogen, sofern nicht der Rat durch beson- 
dere Abstimmung etwas anderes beschließt. 

(3) Ein Mitglied, das mit seiner Zahlung im Rück- 
stand ist, zahlt Zinsen zum Zinssatz für erstklassige 
Papiere im Gastland vom letzten Tag der Fälligkeit 
der Zahlung an. Der Ausgleich rückständiger Zahlun- 
gen durch die übrigen Einfuhr- und Ausfuhrmitglie- 
der erfolgt auf der Grundlage der Freiwilligkeit. 
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(4) Ist der Zahlungsverzug zur Zufriedenheit des 
Rates bereinigt worden, so werden das Stimmrecht 
und die anderen Rechte des Mitglieds, das 60 Tage 
oder mehr mit seiner Zahlung im Rückstand war, wie- 
derhergestellt. Ist der Rückstand durch andere Mit- 
glieder ausgeghchen worden, so werden diese Mit- 
glieder voll entschädigt. 

Artikel 38 

Bereinigung der Beiträge 
zum Ausgleichslagerkonto 

(1) Bei der Neuverteilung der Stimmen auf der er- 
sten ordentlichen Tagung jedes Rechnungsjahrs oder 
bei jeder Änderung der Mitgliedschaft der Organisa- 
tion nimmt der Rat die erforderliche Bereinigung des 
Beitrags jedes Mitglieds zum Ausgleichslagerkonto 
entsprechend diesem Artikel vor. Dazu bestimmt der 
Exe kuti V dire ktor 

a) den Nettobarbeitrag jedes Mitglieds, indem er die 
Beitragsrückzahlungen an dieses Mitglied nach 
Absatz 2 von der Summe aller von diesem Mitglied 
seit Inkrafttreten dieses Übereinkommens gezahl- 
ten Beiträge ab zieht; 

b) die Gesamtnettoabrufe, indem er die aufeinander- 
folgenden Abrufe zusammenzählt und den Ge- 
samtbetrag der nach Absatz 2 vorgenommenen 
Rückzahlungen abzieht; 

c) den geänderten Nettobeitrag für jedes Mitglied, 
indem er die Gesamtnettoabrufe unter den Mitglie- 
dern auf der Grundlage des geänderten Stimmen- 
anteils jedes Mitglieds im Rat nach Artikel 14 vor- 
behaltlich des Artikels 27 Abs. 3 aufteilt; dabei 
wird der Stimmenanteil jedes Mitglieds für die 
Zwecke des vorliegenden Artikels ohne Rücksicht 
auf den zeitweiligen Entzug des Stimmrechts eines 
Mitglieds oder eine sich daraus ergebende Neu- 
verteilung der Stimmen berechnet. 

Übersteigt der Nettobarbeitrag eines Mitglieds seinen 
geänderten Nettobeitrag, so wird der Unterschieds- 
betrag abzüglich etwaiger noch ausstehender Straf- 
zinsen für Zahlungsrückstände dem Mitglied aus dem 
Ausgleichslagerkonto zurückgezahlt. Übersteigt der 
geänderte Nettobeitrag eines Mitgheds seinen Netto- 
barbeitrag, so zahlt das Mitglied den Unterschiedsbe- 
trag zuzüglich etwaiger noch ausstehender Strafzin- 
sen für Zahlungsrückstände in das Ausgleichslager- 
konto. 

(2) Beschließt der Rat nach Artikel 28 Abs. 2 und 3, 
daß die Nettobarbeiträge die zur Finanzierung der 
Geschäftstätigkeit des Ausgleichslagers innerhalb der 
nächsten vier Monate erforderlichen Mittel überstei- 
gen, so zahlt er die überschüssigen Nettobarbeiträge 
abzüglich der Erstbeiträge zurück, sofern er nicht 
durch besondere Abstimmung beschließt, eine solche 
Rückzahlung nicht vorzunehmen oder einen geringe- 
ren Betrag zurückzuzahlen. Die Anteile der Mitglie- 
der an dem rückzahlbaren Betrag entsprechen ihren 
Nettobarbeiträgen abzüglich etwaiger noch ausste- 
hender Strafzinsen für Zahlungsrückstände. Die Bei- 
tragsverbindlichkeit der mit der Zahlung im Rück- 


stand befindlichen Mitglieder verringert sich in dem- 
selben Verhältnis, in dem die Rückzahlungen zu den 
Gesamtnettobarbeiträgen stehen. 

(3) Auf Ersuchen eines Mitglieds kann die Rückzah- 
lung, auf die es Anspruch hat, im Augleichslagerkonto 
zurückgehalten werden. Verlangt ein Mitglied, daß 
seine Rückzahlung im Ausgleichslager konto zurück- 
behalten wird, so wird dieser Betrag gegen etwa nach 
Artikel 28 verlangte zusätzliche Beiträge aufgerech- 
net. Das auf Ersuchen eines Mitglieds im Ausgleichs- 
lager zurückgehaltene Guthaben trägt vom letzten 
Tag an, an dem der Betrag normalerweise dem Mit- 
glied erstattet werden sollte, bis zu dem Tag vor der 
tatsächlichen Erstattung Zinsen zu dem durchschnitt- 
lichen Habenzinssatz für Mittel im Ausgleichslager- 
konto. 

(4) Der Exekutiv direkter notifiziert den Mitgliedern 
sofort alle sich aus den Bereinigungen nach den Ab- 
sätzen 1 und 2 ergebenden erforderlichen Zahlungen 
oder Rückzahlungen. Diese Zahlungen der Mitglieder 
oder Rückzahlungen an die Mitglieder erfolgen bin- 
nen 60 Tagen nach der Herausgabe der Notifikation 
durch den Exekutivdirektor. 

(5) Sollte der Barbetrag im Ausgleichslagerkonto 
den Wert der von den Mitgliedern gezahlten Gesamt- 
nettob arb eiträge überschreiten, so werden diese 
Überschußmittel bei Außerkrafttreten dieses Überein- 
kommens verteilt. 

Artikel 39 

Ausgleichslager und Wechselkursänderungen 

(1) Sollte sich der Wechselkurs zwischen dem ma- 
laysischen Ringgit/singapurischen Dollar und den 
Währungen der Hauptausfuhr- und -einfuhrmitglie- 
der für Naturkautschuk so sehr ändern, daß die Ge- 
schäftstätigkeit des Ausgleichslagers erheblich beein- 
trächtigt wird, so wird der Exekutivdirektor nach Arti- 
kel 36 oder so können die Mitglieder nach Artikel 13 
eine außerordenthche Tagung des Rates beantragen. 
Der Rat tritt binnen zehn Tagen zusammen, um be- 
reits vom Exekutivdirektor nach Artikel 36 getroffene 
Maßnahmen zu bestätigen oder aufzuheben, und 
kann durch besondere Abstimmung beschließen, ge- 
eignete Maßnahmen zu treffen, einschheßhch der 
Möglichkeit der Änderung der Preisspanne nach den 
Grundsätzen des Artikels 31 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 6 
Satz 1. 

(2) Der Rat setzt durch besondere Abstimmung ein 
Verfahren fest, um eine wesentliche Änderung der 
Paritäten dieser Währungen zu dem einzigen Zweck 
festzustellen, die rechtzeitige Einberufung des Rates 
sicherzustellen. 

(3) Besteht zwischen dem malaysischen Ringgit und 
dem singapurischen Dollar ein solcher Unterschied, 
daß die Geschäftstätigkeit des Ausgleichslagers er- 
heblich beeinträchtigt wird, so tritt der Rat zusammen, 
um die Lage zu überprüfen, und kann die Annahme 
einer einzigen Währung erwägen. 
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Artikel 40 

Auflösungsverfahren für das Ausgleichslagerkonto 

(1) Bei Außerkrafttreten dieses Übereinkommens 
schätzt der Leiter des Ausgleichslagers die Gesamt- 
ausgaben für die Auflösung des Ausgleichslagerkon- 
tos oder die Übertragung seiner Guthaben auf ein 
neues Internationales Naturkautschuk-Übereinkom- 
men entsprechend diesem Artikel und behält diesen 
Betrag auf einem Sonderkonto zurück. Reichen diese 
Beträge nicht aus, so verkauft der Leiter des 
Ausgleichslagers eine ausreichende Menge Natur- 
kautschuk aus dem Ausgleichslager, um die erforder- 
liche zusätzliche Summe bereitzustellen. 

(2) Der Anteil jedes Mitglieds am Ausgleichslager- 
konto wird wie folgt berechnet: 

a) Der Wert des Ausgleichslagers ist der Wert der 
Gesamtmenge an Naturkautschuk jedes Typs/je- 
der Gradierung in dem Lager, berechnet zum nied- 
rigsten der laufenden Preise für die jeweiligen Ty- 
pen/Gradierungen auf den in Artikel 32 bezeich- 
neten Märkten während der 30 Markttage vor dem 
Tag des Außerkrafttretens dieses Übereinkom- 
mens; 

b) der Wert des Ausgleichlagerkontos ist der Wert des 
Ausgleichslagers zuzüglich der Barguthaben des 
Ausgleichslagerkontos am Tag des Außerkrafttre- 
tens dieses Übereinkommens abzüglich etwa nach 
Absatz 1 zurückbehaltener Beträge; 

c) der Nettobarbeitrag jedes Mitglieds ist die Summe 
seiner während der gesamten Laufzeit dieses 
Übereinkommens gezahlten Beiträge abzüglich al- 
ler Rückzahlungen nach Artikel 38; nach Arti- 
kel 37 Abs. 3 gezahlte Strafzinsen für Zahlungs- 
rückstände stellen keinen Beitrag zum Ausgleichs- 
lagerkonto dar; 

d) ist der Wert des Ausgleichslager ko ntos entweder 
größer oder kleiner als die Gesamtnettobarb ei- 
träge, so wird der Überschuß unter den Mitgliedern 
im Verhältnis des zeitgewichteten Nettobeitrags- 
anteils jedes Mitglieds im Rahmen dieses Überein- 
kommens auf geteilt. Ein etwaiges Defizit wird un- 
ter den Mitgliedern im Verhältnis der durchschnitt- 
lichen Stimmenzahl aufgeteilt, die jedem Mitglied 
während der Dauer seiner Mitgliedschaft zusteht. 
Bei der Festlegung des von jedem Mitglied zu tra- 
genden Anteils an den Defiziten werden die Stim- 
men jedes Mitglieds ohne Rücksicht auf den zeit- 
weiligen Entzug des Stimmrechts eines Mitglieds 
oder einer sich daraus ergebenden Neuverteilung 
der Stimmen berechnet; 

e) der Anteil jedes Mitglieds am Ausgleichslager- 
konto umfaßt seinen Nettobarbeitrag, vermindert 
oder erhöht um seine Anteile an den Defiziten oder 
Überschüssen des Ausgleichslagerkontos und ver- 
mindert um seine etwaige Verbindlichkeit für aus- 
stehende Zinsen auf Zahlungsrückstände. 

(3) Wird dieses Übereinkommen sofort durch ein 
neues Internationales Naturkautschuk-Übereinkom- 
men abgelöst, so nimmt der Rat durch besondere Ab- 
stimmung Verfahren an, damit die Anteile derjenigen 


Mitglieder, die an dem neuen Übereinkommen teil- 
nehmen wollen, am Ausgleichslagerkonto auf das 
neue Übereinkommen nach dessen Vorschriften wirk- 
sam übergeleitet werden. Ein Mitglied, das nicht an 
dem neuen Übereinkommen teilnehmen will, hat ein 
Recht auf Zahlung seines Anteils 

a) aus den verfügbaren Barmitteln im Verhältnis sei- 
nes prozentualen Anteils an den Gesamtnettobar- 
beiträgen zum Ausgleichslagerkonto binnen drei 
Monaten und 

b) aus den Nettoerlösen der Veräußerung der Aus- 
gleichslagerbestände auf dem Weg eines geordne- 
ten Verkaufs oder auf dem Weg einer Überleitung 
auf das neue Internationale Naturkautschuk- 
Übereinkommen zu laufenden Marktpreisen, der 
oder die innerhalb von zwölf Monaten abgeschlos- 
sen sein muß, sofern nicht der Rat durch besondere 
Abstimmung beschließt, die Zahlungen nach 
Buchstabe a zu erhöhen. 

(4) Tritt dieses Übereinkommen außer Kraft, ohne 
daß ein neues Internationales Naturkautschuk-Über- 
einkommen an seine Stelle tritt, das ein Ausgleichsla- 
ger vorsieht, so nimmt der Rat durch besondere Ab- 
stimmung Verfahren an, nach denen eine geordnete 
Veräußerung des Ausgleichslagers innerhalb der in 
Artikel 66 Abs. 6 vorgesehenen Höchstzeit durchge- 
führt werden soll, vorbehaltlich folgender Beschrän- 
kungen: 

a) Es dürfen keine weiteren Käufe von Naturkau- 
tschuk getätigt werden; 

b) die Organisation darf keine neuen Ausgaben ma- 
chen, ausgenommen diejenigen, die für die Veräu- 
ßerung des Ausgleichslagers erforderlich sind. 

(5) Vorbehaltlich des Falles, daß ein Mitglied es vor- 
zieht, Naturkautschuk nach Absatz 6 zu übernehmen, 
werden alle im Ausgleichslagerkonto verbleibenden 
Barmittel umgehend an die Mitglieder im Verhältnis 
ihrer Anteile nach Absatz 2 verteilt. 

(6) Anstelle einer gänzlichen oder teilweisen Bar- 
zahlung kann jedes Mitglied es vorziehen, seinen An- 
teil am Guthaben des Ausgleichslagerkontos in Na- 
turkautschuk zu übernehmen, vorbehaltlich der vom 
Rat angenommenen Verfahren. 

(7) Der Rat nimmt geeignete Verfahren zur Bereini- 
gung und Zahlung der Anteile der Mitglieder am Aus- 
gleichslagerkonto an. Diese Bereinigung erfaßt 

a) einen etwaigen Unterschied zwischen dem in Ab- 
satz 2 Buchstabe a festgelegten Preis von Natur- 
kautschuk und den Preisen, zu denen das Aus- 
gleichslager ganz oder teilweise entsprechend den 
Verfahren für die Veräußerung des Ausgleichsla- 
gers verkauft wird, und 

b) den Unterschied zwischen den geschätzten und 
den tatsächlichen Auflösungskosten. 

(8) Der Rat tritt binnen 30 Tagen nach den abschlie- 
ßenden Transaktionen des Ausgleichslagerkontos zu- 
sammen, um die endgültige Regelung der Konten un- 
ter den Mitgliedern innerhalb von weiteren 30 Tagen 
durchzuführen. 
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KAPITEL IX 

Verhältnis zum Gemeinsamen Fonds 
für Rohstoffe 

Artikel 41 

Verhältnis zum Gemeinsamen Fonds für Rohstoffe 

Sobald der Gemeinsame Fonds für Rohstoffe in Be- 
trieb genommen wird, zieht der Rat vollen Nutzen aus 
dessen Einrichtungen entsprechend den in dem Über- 
einkommen zur Gründung des Gemeinsamen Fonds 
für Rohstoffe enthaltenen Grundsätzen. Der Rat han- 
delt zu diesem Zweck mit dem Gemeinsamen Fonds 
beiderseitig annehmbare Bedingungen und Modali- 
täten für ein Assoziierungsabkommen mit dem Fonds 
aus. 


KAPITEL X 

Versorgung und Marktzugang 
sowie sonstige Maßnahmen 

Artikel 42 

Versorgung und Marktzugang 

(1) Die Ausfuhrmitglieder verpflichten sich im 
größtmöglichen Umfang, Maßnahmen und Pro- 
gramme durchzuführen, welche die ständige Versor- 
gung der Verbraucher mit Naturkautschuk aufrecht- 
erhalten. 

(2) Die Einfuhrmitglieder verpflichten sich im größt- 
möglichen Umfang, Maßnahmen durchzuführen, die 
den Zugang zu ihren Märkten für Naturkautschuk 
aufrechterhalten. 

Artikel 43 

Sonstige Maßnahmen 

(1) Um die Ziele dieses Übereinkommens zu errei- 
chen, wird der Rat geeignete Maßnahmen und Tech- 
niken festlegen und vorschlagen, die folgendes för- 
dern sollen: 

a) die Entwicklung der Naturkautschukwirtschaft 
durch die Erzeugermitglieder mittels einer ausge- 
weiteten und verbesserten Produktion, Produktivi- 
tät und Vermarktung, wodurch die Ausfuhrerlöse 
der Erzeugermitglieder erhöht und gleichzeitig die 
Zuverlässigkeit der Versorgung verbessert wird. 
Zu diesem Zweck unternimmt der Ausschuß für 
sonstige Maßnahmen wirtschaftliche und techni- 
sche Analysen, um folgendes festzulegen: 

i) Forschungs- und Entwicklungsprogramme und 
-Vorhaben für Naturkautschuk, die für Aus- 
fuhr- und Einfuhrmitglieder von Nutzen sind, 
einschließlich wissenschaftlicher Forschung 
auf bestimmten Gebieten; 

ii) Programme und Vorhaben zur Verbesserung 
der Produktivität der Naturkautschukindustrie; 

iii) Möglichkeiten zur Verbesserung der Natur- 
kautschukversorgung und zur Vereinheitli- 


chung der Qualitätsspezifikationen und der äu- 
ßeren Aufmachung von Naturkautschuk so- 
wie 

iv) Methoden zur Verbesserung der Bearbeitung, 
Vermarktung und Verteilung von Rohnatur- 
kautschuk; 

b) die Entwicklung der Verwendungsmöglichkeiten 
für Naturkautschuk. Zu diesem Zweck unternimmt 
der Ausschuß für sonstige Maßnahmen geeignete 
wirtschaftliche und technische Analysen, um Pro- 
gramme und Vorhaben festzulegen, die zu ver- 
mehrter Verwendung und neuen Verwendungsar- 
ten von Naturkautschuk führen. 

(2) Der Rat berät über die finanziellen Folgen sol- 
cher Maßnahmen und Techniken und bemüht sich, 
die Beschaffung angemessener finanzieller Mittel 
nach Bedarf aus Quellen wie internationalen Finanz- 
institutionen und dem Zweiten Schalter des Gemein- 
samen Fonds für Rohstoffe nach dessen Errichtung zu 
fördern und zu erleichtern. 

(3) Der Rat kann gegebenenfalls Empfehlungen an 
die Mitglieder, internationale Einrichtungen und an- 
dere Organisationen richten, um die Durchführung 
bestimmter Maßnahmen aufgrund dieses Artikels zu 
fördern. 

(4) Der Ausschuß für sonstige Maßnahmen über- 
prüft in regelmäßigen Abständen den Fortschritt bei 
denjenigen Maßnahmen, die der Rat zu fördern und 
empfehlen beschließt, und berichtet dem Rat dar- 
über. 


KAPITEL XI 
Konsultationen 

über innerstaatliche Maßnahmen 

Artikel 44 

Konsultationen 

Der Rat nimmt auf Verlangen eines Mitglieds Kon- 
sultationen über staatliche Naturkautschukmaßnah- 
men auf, die Angebot oder Nachfrage unmittelbar 
betreffen. Der Rat kann seine Empfehlungen den Mit- 
gliedern zur Prüfung vorlegen. 


KAPITEL XII 

Statistik, Untersuchungen und Information 
Artikel 45 

Statistik und Information 

(1) Der Rat wird aUe statistischen Angaben über 
Naturkautschuk und verwandte Gebiete sammeln, 
ordnen und erforderlichenfalls veröffentlichen, soweit 
dies für die zufriedenstellende Durchführung dieses 
Übereinkommens erforderlich ist. 

(2) Die Mitglieder stellen dem Rat umgehend und so 
ausführlich wie möglich alle verfügbaren Daten über 
Produktion, Verbrauch und internationalen Handel 
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mit Naturkautschuk nach bestimmten Typen und 
Gradierungen zur Verfügung. 

(3) Der Rat kann die Mitglieder auch auf fordern, 
sonstige verfügbare Angaben einschließlich von An- 
gaben über verwandte Gebiete vorzulegen, die für die 
zufriedenstellende Durchführung dieses Überein- 
kommens erforderlich sind. 

(4) Die Mitglieder legen die genannten Statistiken 
und Angaben innerhalb einer angemessenen Zeit und 
in dem größtmöglichen Umfang, der mit ihren inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften vereinbar ist, sowie auf 
dem für sie zweckmäßigsten Weg vor. 

(5) Der Rat stellt eine enge Beziehung zu geeigne- 
ten internationalen Organisationen, einschließlich der 
Internationalen Kautschukstudiengruppe, und zu Wa- 
renbörsen her, um dazu beizutragen, daß neue und 
zuverlässige Daten über Produktion, Verbrauch, Vor- 
räte, internationalen Handel und Preise für Natur- 
kautschuk sowie andere Faktoren verfügbar sind, die 
einen Einfluß auf Angebot und Nachfrage in bezug 
auf Naturkautschuk haben. 

(6) Der Rat bemüht sich, sicherzustellen, daß keine 
veröffenthchten Informationen die Vertraulichkeit der 
Geschäfte von Personen oder Gesellschaften beein- 
trächtigen, die Naturkautschuk oder verwandte Er- 
zeugnisse hersteilen, bearbeiten oder vermarkten. 

Artikel 46 

Jährliche Bewertung, Schätzungen 
und Untersuchungen 

(1) Der Rat fertigt anhand der von den Mitgliedern 
und allen einschlägigen zwischenstaatlichen und in- 
ternationalen Organisationen vorgelegten Informatio- 
nen eine jährliche Bewertung der Weltlage auf dem 
Gebiet des Naturkautschuks und verwandten Gebie- 
ten an. 

(2) Mindestens einmal in jedem Halbjahr nimmt der 
Rat ferner eine Schätzung der Produktion, des Ver- 
brauchs, der Ausfuhren und Einfuhren von Natur- 
kautschuk, wenn möglich nach bestimmten Typen 
und Gradierungen, für die folgenden sechs Monate 
vor. Er unterrichtet die Mitglieder von diesen Schät- 
zungen. 

(3) Der Rat führt Untersuchungen über die Tenden- 
zen in der Produktion, dem Verbrauch, dem Handel, 
der Vermarktung und den Preisen auf dem Gebiet des 
Naturkautschuks sowie über die kurzfristigen und 
langfristigen Probleme der Naturkautschuk- Weltwirt- 
schaft durch oder trifft geeignete Vorkehrungen für 
ihre Durchführung. 

Artikel 47 

Jährliche Überprüfung 

(1) Der Rat überprüft jährlich die Durchführung die- 
ses Übereinkommens im Lichte der in Artikel 1 aufge- 
führten Ziele. Er unterrichtet die Mitglieder von den 
Ergebnissen der Überprüfung. 


(2) Der Rat kann daraufhin Empfehlungen an die 
Mitglieder richten und danach Maßnahmen im Rah- 
men seines Zuständigkeitsbereichs treffen, um die 
Wirksamkeit der Durchführung dieses Übereinkom- 
mens zu verbessern. 


KAPITEL XIII 

Verschiedene Bestimmungen 

Artikel 48 

Allgemeine Verpflichtungen und Haftung 
der Mitglieder 

(1) Die Mitglieder werden sich während der Lauf- 
zeit dieses Übereinkommens nach besten Kräften be- 
mühen und Zusammenarbeiten, um die Erreichung 
der Ziele dieses Übereinkommens zu fördern; sie dür- 
fen keine gegen diese Ziele gerichteten Maßnahmen 
treffen. 

(2) Die Mitglieder werden sich insbesondere bemü- 
hen, die Bedingungen der Naturkautschukwirtschaft 
zu verbessern und die Produktion und Verwendung 
von Naturkautschuk zu fördern, um das Wachstum 
und die Modernisierung der Naturkautschukwirt- 
schaft zum beiderseitigen Nutzen von Erzeugern und 
Verbrauchern zu fördern. 

(3) Die Mitglieder erkennen alle vom Rat aufgrund 
dieses Übereinkommens gefaßten Beschlüsse als bin- 
dend an und führen keine Maßnahmen durch, welche 
diese Beschlüsse einengen oder unterlaufen wür- 
den. 

(4) Die sich aus der Durchführung dieses Überein- 
kommens ergebende Haftung der Mitglieder, sei es 
gegenüber der Organisation oder gegenüber Dritten, 
ist auf den Umfang ihrer Verpflichtungen in bezug auf 
die Beiträge zum Verwaltungshaushalt und die Finan- 
zierung des Ausgleichslagers aufgrund der Kapi- 
tel Vll und Vlll dieses Übereinkommens und im Ein- 
klang damit sowie etwaiger vom Rat nach Artikel 4 1 
übernommener Verpflichtungen beschränkt. 

Artikel 49 

Handelshemmnisse 

(1) Der Rat stellt im Einklang mit der jährlichen 
Bewertung der Weltlage auf dem Gebiet des Natur- 
kautschuks nach Artikel 46 alle Hindernisse für die 
Ausweitung des Handels mit Naturkautschuk in ro- 
her, halbverarbeiteter oder abgewandelter Form 
fest. 

(2) Der Rat kann zur Förderung der Zwecke dieses 
Artikels Empfehlungen an die Mitglieder richten, sich 
in geeigneten internationalen Gremien um allseitig 
annehmbare praktische Maßnahmen zum aUmähh- 
chen Abbau und nach Möglichkeit zur Beseitigung 
solcher Hindernisse zu bemühen. Der Rat prüft in re- 
gelmäßigen Abständen die Ergebnisse dieser Emp- 
fehlungen. 
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Artikel 50 

Beförderung und Marktstruktur 
auf dem Gebiet des Naturkautschuks 

Der Rat soll die Förderung angemessener und ge- 
rechter Frachtraten und Verbesserungen im Beförde- 
rungssystem begünstigen und erleichtern, damit die 
Märkte regelmäßig versorgt und die Kosten der ver- 
markteten Erzeugnisse herabgesetzt werden. 

Artikel 51 

Abgestufte Maßnahmen und Hilfsmaßnahmen 

In der Entwicklung befindhche Einfuhrmitgheder 
sowie Mitgheder aus dem Kreis der am wenigsten ent- 
wickelten Länder, deren Interessen durch die im Rah- 
men dieses Übereinkommens getroffenen Maßnah- 
men beeinträchtigt werden, können beim Rat ange- 
messene abgestufte Maßnahmen und Hilfsmaßnah- 
men beantragen. Der Rat berät, ob er solche angemes- 
senen Maßnahmen im Einklang mit Abschnitt III 
Abs. 3 und 4 der Entschheßung 93 (IV) der Konferenz 
der Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung 
treffen soll. 

Artikel 52 

Befreiung von Verpflichtungen 

(1) Sofern dies aufgrund von in diesem Überein- 
kommen nicht ausdrücklich vorgesehenen außerge- 
wöhnhchen Umständen oder Notfällen oder höherer 
Gewalt erforderlich ist, kann der Rat durch besondere 
Abstimmung ein Mitglied von einer Verpfhchtung 
aufgrund dieses Übereinkommens befreien, wenn er 
von diesem Mitglied eine zufriedenstellende Erläute- 
rung der Gründe für die Nichterfüllung der Verpflich- 
tung erhalten hat. 

(2) Bei einer Befreiung nach Absatz 1 legt der Rat 
ausdrücklich die Bedingungen, die Geltungsdauer 
und die Gründe für eine solche Befreiung dar. 

Artikel 53 

Gerechte Arbeitsbedingungen 

Die Mitglieder erklären, daß sie sich bemühen wer- 
den, Arbeitsbedingungen aufrechtzuerhalten, die den 
Lebensstandard der Arbeitskräfte in ihrem jeweiligen 
Naturkautschuksektor verbessern sollen. 


KAPITEL XIV 

Beschwerden und Streitigkeiten 

Artikel 54 

Beschwerden 

(1) Jede Beschwerde darüber, daß ein Mitglied sei- 
nen Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen 
nicht nachgekommen ist, wird auf Antrag des be- 
schwerdeführe nden Mitgheds dem Rat vorgelegt; 


dieser faßt nach vorherigen Konsultationen mit den 
betreffenden Mitghedern darüber einen Beschluß. 

(2) In jedem Beschluß des Rates, daß ein Mitglied 
seine Verpfhchtungen aus diesem Übereinkommen 
verletzt hat, ist die Art der Verletzung anzugeben. 

(3) Stellt der Rat als Ergebnis einer Beschwerde oder 
auf andere Weise fest, daß ein Mitglied dieses Über- 
einkommen verletzt hat, so kann er durch besondere 
Abstimmung und unbeschadet aller sonstigen in an- 
deren Artikeln dieses Übereinkommens ausdrücklich 
vorgesehen Maßnahmen 

a) dem Mitglied sein Stimmrecht im Rat zeitweilig 
entziehen und, wenn er dies für erforderlich hält, 
dem Mitglied alle sonstigen Rechte einschließlich 
des Rechts, eine Aufgabe im Rat oder in einem 
nach Artikel 18 eingesetzten Ausschuß wahrzu- 
nehmen, und des Rechts, Mitghed eines solchen 
Ausschusses zu werden, zeitweilig entziehen, bis 
das Mitghed seinen Verpfhchtungen nachgekom- 
men ist, oder 

b) nach Artikel 64 tätig werden, wenn eine solche 
Verletzung die Durchführung dieses Übereinkom- 
mens erheblich beeinträchtigt. 


Artikel 55 

Streitigkeiten 

(1) Jede Streitigkeit über die Auslegung oder An- 
wendung dieses Übereinkommens, die nicht zwi- 
schen den betroffenen Mitghedern beigelegt wird, ist 
auf Antrag eines Mitgheds, das Streitpartei ist, dem 
Rat zur Entscheidung vorzulegen. 

(2) Ist eine Streitigkeit dem Rat nach Absatz 1 vor- 
gelegt worden, so kann er von einer Mehrheit der Mit- 
gheder, denen mindestens ein Drittel der Gesamtstim- 
menzahl zusteht, auf gef ordert werden, nach Prüfung 
der Angelegenheit von der nach Absatz 3 gebildeten 
Beratungsgruppe ein Gutachten über die strittige 
Frage einzuholen, bevor er seine Entscheidung 
trifft. 

(3) a) Sofern der Rat nicht durch besondere Abstim- 

mung etwas anderes beschließt, setzt sich die 
Beratungsgruppe wie folgt aus fünf Personen 
zusammen: 

i) aus zwei von den Ausfuhrmitgliedern be- 
nannten Personen, von denen eine ausge- 
dehnte Erfahrung in Fragen der strittigen 
Art und die andere Ansehen und Erfah- 
rung als Jurist besitzt; 

ii) aus zwei von den Einfuhrmitgliedern be- 
nannten ebenso qualifizierten Personen 
und 

hi) aus einem Vorsitzenden, der einvernehm- 
lich von den nach den Ziffern i und ii be- 
nannten vier Personen oder, falls diese zu 
keiner Einigung gelangen, von dem Vor- 
sitzenden des Rates besteht wird. 
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b) Der Beratungsgruppe können Staatsangehö- 
rige von Mitgliedern und von Nichtmitglie- 
dern angehören. 

c) Die in die Beratungsgruppe berufenen Perso- 
nen sind in persönhcher Eigenschaft und 
ohne Weisungen irgendeiner Regierung tä- 
tig. 

d) Die Kosten der Beratungsgruppe trägt die Or- 
ganisation. 

(4) Das Gutachten der Beratungsgruppe wird mit 
einer Begründung dem Rat vorgelegt ? dieser faßt nach 
Prüfung aller erhebhchen Informationen durch beson- 
dere Abstimmung einen Beschluß zur Entscheidung 
der Streitigkeit. 

KAPITEL XV 

Schlußbestimmungen 

Artikel 56 

Unterzeichnung 

Dieses Übereinkommen liegt vom 1. Mai bis zum 
31. Dezember 1987 am Sitz der Vereinten Nationen 
für die zur Konferenz der Vereinten Nationen über 
Naturkautschuk von 1985 eingeladenen Regierungen 
zur Unterzeichnung auf. 

Artikel 57 

Verwahrer 

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen wird 
hiermit zum Verwahrer dieses Übereinkommens be- 
stimmt. 

Artikel 58 

Ratifikation, Annahme und Genehmigung 

(1) Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation, 
Annahme oder Genehmigung durch die Unterzeich- 
nerregierungen nach Maßgabe ihrer verfassungs- 
rechthchen oder institutioneilen Verfahren. 

(2) Die Ratifikations-, Annahme- oder Genehmi- 
gungsurkunden werden bis zum 1. Januar 1989 beim 
Verwahrer hinterlegt. Der Rat kann jedoch den Unter- 
zeichnerregierungen, die ihre Urkunde bis zu dem 
genannten Zeitpunkt nicht hinterlegen konnten, 
Fristverlängerungen gewähren. 

(3) Jede Regierung, die eine Ratifikations-, An- 
nahme- oder Genehmigungsurkunde hinterlegt, er- 
klärt sich bei der Hinterlegung zum Ausfuhrmitglied 
oder zum Einfuhrmitglied. 

Artikel 59 

Notifikation der vorläufigen Anwendung 

(1) Eine Unterzeichnerregierung, die dieses Über- 
einkommen ratifizieren, annehmen oder genehmigen 
will, oder eine Regierung, für die der Rat Beitrittsbe- 


dingungen festgesetzt hat, die jedoch ihre Urkunde 
noch nicht hinterlegen konnte, kann dem Verwahrer 
jederzeit notifizieren, daß sie dieses Übereinkommen 
von seinem Inkrafttreten nach Artikel 60 an oder, 
wenn es bereits in Kraft ist, von einem bestimmten 
Tag an vorläufig voll an wenden wird. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 kann eine Regierung 
in ihrer Notifikation der vorläufigen Anwendung vor- 
sehen, daß sie dieses Übereinkommen nur im Rahmen 
ihrer verfassungsrechtlichen und/oder gesetzgeberi- 
schen Verfahren anwenden wird. Eine solche Regie- 
rung hat jedoch alle finanziellen Verpfhchtungen im 
Zusammenhang mit dem Verwaltungskonto zu erfül- 
len. Die vorläufige Mitghedschaft einer Regierung, 
die diese Notifikation abgibt, darf zwölf Monate vom 
vorläufigen Inkrafttreten dieses Übereinkommens an 
gerechnet nicht überschreiten. Ist ein Abruf von Mit- 
teln für das Ausgleichslagerkonto innerhalb der zwölf 
Monate erforderlich, so beschheßt der Rat über die 
Rechtsstellung einer Regierung, die nach diesem Ab- 
satz vorläufiges Mitghed ist. 

Artikel 60 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Übereinkommen tritt am 23. Oktober 
1987 oder an einem späteren Tag endgültig in Kraft, 
wenn bis dahin Regierungen, auf die mindestens 
80 V. H. der Nettoausfuhren nach Anlage A entfallen, 
und Regierungen, auf die mindestens 80 v. H. der 
Nettoeinfuhren nach Anlage B entfallen, ihre Ratifi- 
kations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsur- 
kunde hinterlegt oder die volle finanzielle Verpflich- 
tung nach diesem Übereinkommen übernommen ha- 
ben. 

(2) Dieses Übereinkommen tritt am 23. Oktober 
1987 oder an einem Tag vor dem 1. Januar 1989 vor- 
läufigin Kraft, wenn Regierungen, auf die mindestens 
75 V. H. der Nettoausfuhren nach Anlage A entfallen, 
und Regierungen, auf die mindestens 75 v. H. der 
Nettoeinfuhren nach Anlage B entfallen, ihre Ratifi- 
kations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde 
hinterlegt oder dem Verwahrer nach Artikel 59 Abs. 1 
notifiziert haben, daß sie dieses Übereinkommen vor- 
läufig anwenden und die volle finanzielle Verpflich- 
tung nach diesem Übereinkommen übernehmen wer- 
den. Dieses Übereinkommen bleibt höchstens zwölf 
Monate lang vorläufig in Kraft, sofern es nicht nach 
Absatz 1 endgültig in Kraft tritt oder sofern nicht der 
Rat nach Absatz 4 etwas anderes beschließt. 

(3) Tritt dieses Übereinkommen nicht nach Absatz 2 
am 1. Januar 1989 vorläufig in Kraft, so lädt der Gene- 
ralsekretär der Vereinten Nationen zu dem frühesten 
ihm möghch erscheinenden Zeitpunkt nach diesem 
Tag die Regierungen, die eine Ratifikations-, An- 
nahme- oder Genehmigungsurkunde hinterlegt oder 
ihm notifiziert haben, daß sie dieses Übereinkommen 
vorläufig anwenden werden, zu einer Sitzung ein, um 
zu empfehlen, ob diese Regierungen die erforderh- 
chen Schritte unternehmen sollen, um dieses Überein- 
kommen untereinander ganz oder teilweise vorläufig 
oder endgültig in Kraft zu setzen. Wird auf der Sitzung 
keine Entscheidung erzielt, so kann der Generalse- 
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kretär der Vereinten Nationen weitere Sitzungen an- 
beraumen, wenn er dies für zweckmäßig hält. 

(4) Sind die Voraussetzungen für das endgültige 
Inkrafttreten dieses Übereinkommens nach Absatz 1 
innerhalb von zwölf Kalendermonaten nach dem vor- 
läufigen Inkrafttreten dieses Übereinkommens nach 
Absatz 2 nicht erfüllt, so überprüft der Rat spätestens 
einen Monat vor Ablauf der zwölf Monate die Zukunft 
dieses Übereinkommens; vorbehaltlich des Absatz 1 
beschließt er durch besondere Abstimmung, 

a) dieses Übereinkommen unter den gegenwärtigen 
Mitgliedern ganz oder teilweise endgültig in Kraft 
zu setzen, 

b) dieses Übereinkommen unter den gegenwärtigen 
Mitgbedern ganz oder teilweise ein weiteres Jahr 
lang vorläufig in Kraft zu belassen oder 

c) dieses Übereinkommen neu auszuhandeln. 

Erreicht der Rat keinen Beschluß, so tritt dieses Über- 
einkommen mit Ablauf der zwölf Monate außer Kraft. 
Der Rat unterrichtet den Verwahrer von jedem nach 
diesem Absatz gefaßten Beschluß. 

(5) Für jede Regierung, die ihre Ratifikations-, An- 
nahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde nach 
Inkrafttreten dieses Übereinkommens hinterlegt, tritt 
es am Tag dieser Hinterlegung in Kraft. 

(6) Der Exekutivdirektor der Organisation beraumt 
die erste Tagung des Rates so bald wie möglich nach 
Inkrafttreten dieses Übereinkommens an. 

Artikel 61 

Beitritt 

(1) Dieses Übereinkommen steht der Regierung je- 
des Staates zum Beitritt offen. Der Beitritt unterliegt 
vom Rat festzusetzenden Bedingungen, darunter u. a. 
eine Frist für die Hinterlegung der Beitrittsurkunden, 
die Anzahl der zustehenden Stimmen und die finanzi- 
ellen Verpflichtungen. Der Rat kann jedoch Regierun- 
gen, die ihre Beitrittsurkunde innerhalb der in den 
Beitrittsbedingungen festgesetzten Frist nicht hinter- 
legen können, Fristverlängerungen gewähren. 

(2) Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer Bei- 
trittsurkunde beim Verwahrer. In der Beitrittsurkunde 
wird erklärt, daß die Regierung alle vom Rat festge- 
setzten Bedingungen annimmt. 

Artikel 62 

Änderungen 

(1) Der Rat kann durch besondere Abstimmung den 
Mitgliedern Änderungen dieses Übereinkommens 
empfehlen. 

(2) Der Rat setzt einen Tag fest, bis zu dem die Mit- 
glieder dem Verwahrer zu notifizieren haben, daß sie 
die Änderung annehmen. 

(3) Eine Änderung tritt 90 Tage nach dem Zeitpunkt 
in Kraft, zu dem die Annahmenotifikationen von Mit- 


ghedem, die mindestens zwei Drittel der Ausfuhr- 
mitglieder umfassen und auf die mindestens 85 v. H. 
der Stimmen der Ausfuhrmitglieder entfallen, sowie 
von Mitgliedern, die mindestens zwei Drittel der Ein- 
fuhrmitglieder umfassen und auf die mindestens 
85 V. H. der Stimmen der Einfuhrmitglieder entfallen, 
beim Verwahrer eingehen. 

(4) Nachdem der Verwahrer dem Rat mit geteilt hat, 
daß die Voraussetzungen für das Inkrafttreten der 
Änderung erfüllt sind, kann ein Mitglied ungeachtet 
der Bestimmungen des Absatzes 2 über den vom Rat 
festgesetzten Tag dem Verwahrer noch seine An- 
nahme der Änderung notifizieren, sofern diese Notifi- 
kation vor Inkrafttreten der Änderung erfolgt. 

(5) Ein Mitglied, das seine Annahme einer Ände- 
rung bis zu dem Tag, an dem diese Änderung in Kraft 
tritt, nicht notifiziert hat, scheidet mit diesem Tag als 
Vertragspartei aus, sofern es nicht dem Rat überzeu- 
gend dargelegt hat, daß die Annahme wegen Schwie- 
rigkeiten bei der Durchführung seiner verfassungs- 
rechüichen oder institutioneilen Verfahren nicht 
rechtzeitig herbeigeführt werden konnte, und sofern 
der Rat nicht beschheßt, die für die Annahme der 
Änderung festgesetzte Frist für dieses Mitglied zu ver- 
längern. Ein solches Mitglied wird durch die Ände- 
rung lücht gebunden, bis es deren Annahme notifi- 
ziert hat. 

(6) Sind die Voraussetzungen für das Inkrafttreten 
der Änderung bis zu dem vom Rat nach Absatz 2 fest- 
gesetzten Tag nicht erfüllt, so gilt die Änderung als 
zurückgezogen. 

Artikel 63 

Rücktritt 

(1) Ein Mitghed kann jederzeit nach Inkrafttreten 
dieses Übereinkommens durch eine an den Verwah- 
rer gerichtete Rücktrittsanzeige von diesem Überein- 
kommen zurücktreten. Das Mitglied setzt gleichzeitig 
den Rat von seiner Entscheidung in Kenntnis. 

(2) Ein Jahr nach Eingang der Anzeige beim Ver- 
wahrer scheidet das Mitghed als Vertragspartei dieses 
Übereinkommens aus. 

Artikel 64 

Ausschluß 

Stellt der Rat fest, daß ein Mitglied seine Verpflich- 
tungen aus diesem Übereinkommen verletzt hat, und 
stellt er ferner fest, daß durch diese Verletzung die 
Durchführung dieses Übereinkommens erheblich be- 
einträchtigt wird, so kann er dieses Mitglied durch 
besondere Abstimmung von diesem Übereinkommen 
ausschließen. Der Rat notifiziert dies umgehend dem 
Verwahrer. Ein Jahr nach dem Beschluß des Rates 
scheidet dieses Mitghed als Vertragspartei dieses 
Übereinkommens aus. 
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Artikel 65 

Kontenabrechnung mit zurücktretenden 
oder ausgeschlossenen Mitgliedern 
oder Mitgliedern, die nicht in der Lage sind, 
eine Änderung anzunehmen 

(1) Nach diesem Artikel regelt der Rat die Konten- 
abrechnung mit einem Mitglied, das als Vertragspar- 
tei dieses Übereinkommens ausscheidet, weil es 

a) nach Artikel 62 eine Änderung dieses Überein- 
kommens nicht angenommen hat, 

b) nach Artikel 63 von diesem Übereinkommen zu- 
rückgetreten ist oder 

c) nach Artikel 64 von diesem Übereinkommen aus- 
geschlossen worden ist. 

(2) Der Rat behält jeden Beitrag ein, der von einem 
Mitglied, das als Vertragspartei dieses Übereinkom- 
mens ausscheidet, in das Verwaltungskonto einge- 
zahlt worden ist. 

(3) Der Rat erstattet einem Mitghed, das als Ver- 
tragspartei ausscheidet, weil es eine Änderung dieses 
Übereinkommens nicht angenommen hat, von diesem 
Übereinkommen zurückgetreten ist oder von diesem 
Übereinkommen ausgeschlossen worden ist, den An- 
teil am Ausgleichslager konto nach Artikel 40 abzüg- 
hch seines Anteils an etwaigen Überschüssen. 

a) Die Erstattung an ein Mitghed, das als Vertrags- 
partei ausscheidet, weil es eine Änderung dieses 
Übereinkommens nicht angenommen hat, erfolgt 
innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten der be- 
treffenden Änderung. 

b) Die Erstattung an ein zurücktretendes Mitglied er- 
folgt innerhalb von 60 Tagen, nachdem das Mit- 
ghed als Vertragspartei dieses Übereinkommens 
ausgeschieden ist, sofern nicht der Rat als Ergebnis 
dieses Rücktritts beschließt, dieses Übereinkom- 
men nach Artikel 66 Abs. 5 vor einer solchen Er- 
stattung außer Kraft zu setzen; in diesem FaU fin- 
den Artikel 40 und Artikel 66 Abs. 6 Anwendung. 

c) Die Erstattung an ein ausgeschlossenes Mitghed 
erfolgt innerhalb von 60 Tagen, nachdem das Mit- 
ghed als Vertragspartei dieses Übereinkommens 
ausgeschieden ist. 

(4) Ist das Ausgleichslagerkonto nicht in der Lage, 
die Barzahlungen nach Absatz 3 Buchstaben a, b oder 
c zu leisten, ohne entweder die Lebensfähigkeit des 
Ausgleichslagerkontos zu untergraben oder zu einem 
Abruf zusätzlicher Beiträge von Mitghedem zur Dek- 
kung dieser Erstattungen Anlaß zu geben, so wird die 
Zahlung aufgeschoben, bis die erforderhche Menge 
Naturkautschuk im Ausgleichslager zu oder über dem 
oberen Interventionspreis verkauft werden kann. Teilt 
der Rat vor Ende der in Artikel 63 vorgesehenen Ein- 
jahresfrist einem zurücktretenden Mitghed mit, daß 
die Zahlung nach diesem Absatz aufgeschoben wer- 
den muß, so kann die Einjahresfrist zwischen der Noti- 
fikation der Rücktrittsabsicht und dem tatsächhchen 
Rücktritt auf Wunsch des zurücktretenden Mitgheds 
so lange verlängert werden, bis der Rat diesem Mit- 
ghed mitteüt, daß die Zahlung seines Anteils inner- 
halb von 60 Tagen erfolgen kann. 


(5) Ein Mitghed, das eine angemessene Erstattung 
nach diesem Artikel erhalten hat, hat keinen An- 
spruch auf Beteiligung am Liquidations erlös der Or- 
ganisation. Ein solches Mitghed ist auch nicht für ein 
der Organisation nach dieser Erstattung entstandenes 
Defizit haftbar. 

Artikel 66 

Geltungsdauer, Verlängerung 
und Außerkraftsetzung 

(1) Dieses Übereinkommen bleibt für einen Zeitab- 
schnitt von fünf Jahren nach seinem Inkrafttreten in 
Kraft, sofern es nicht nach Absatz 3 verlängert oder 
nach Absatz 4 oder 5 außer Kraft gesetzt wird. 

(2) Vor Ablauf der in Absatz 1 genannten Fünfjah- 
resfrist kann der Rat durch besondere Abstimmung 
beschheßen, dieses Übereinkommen neu auszuhan- 
deln. 

(3) Der Rat kann durch besondere Abstimmung die- 
ses Übereinkommen um einen oder mehrere Zeitab- 
schnitte von insgesamt höchstens zwei Jahren verlän- 
gern, die mit Ablauf der in Absatz 1 bezeichneten 
Fünfjahresfrist beginnen. 

(4) Wird ein neues Internationales Naturkautschuk- 
Übereinkommen ausgehandelt und tritt es während 
einer Verlängerungszeit für dieses Übereinkommen 
nach Absatz 3 in Kraft, so tritt dieses verlängerte 
Übereinkommen mit Inkrafttreten des neuen Über- 
einkommens außer Kraft. 

(5) Der Rat kann jederzeit durch besondere Abstim- 
mung beschheßen, dieses Übereinkommen mit Wir- 
kung von einem von ihm bestimmten Zeitpunkt außer 
Kraft zu setzen. 

(6) Ungeachtet des Außerkrafttretens dieses Über- 
einkommens bleibt der Rat höchstens drei Jahre wei- 
terbestehen, um die Auflösung der Organisation ein- 
schheßhch der Kontenabrechnung durchzuführen 
und nach Artikel 40 und vorbehaltlich der einschlägi- 
gen Beschlüsse, die durch besondere Abstimmung zu 
fassen sind, über die Guthaben zu verfügen; während 
dieser Zeit hat er ahe Befugnisse und Aufgaben, die 
für diese Zwecke notwendig sind. 

(7) Der Rat notifiziert dem Verwahrer jeden auf- 
grund dieses Artikels gefaßten Beschluß. 

Artikel 67 

Vorbehalte 

Vorbehalte zu diesem Übereinkommen sind nicht 
zulässig. 

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig befugten 
Unterzeichneten dieses Übereinkommen an den an- 
gegebenen Tagen unterschrieben. 

Geschehen zu Genf am 20. März 1987 in arabischer, 
chinesischer, englischer, französischer, russischer und 
spanischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleicher- 
maßen verbindhch ist. 


26 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/1728 


Anlage A 


Anteile der einzelnen Ausfuhrländer an den 
Gesamtnettoausfuhren der Länder, wie sie für 
die Zwecke des Airtikels 60 festgesetzt sind 



vom Hundert^) 

Birma 

0,381 

Bolivien 

0,063 

Cote d'Ivoire 

0,887 

Ghana 

0,009 

Guatemala 

0,273 

Indonesien 

27,363 

Kamemm 

0,494 

Liberia 

2,304 

Malaysia 

44,361 

Nigeria 

0,827 

Papua-Neuguinea 

0,107 

Philippinen 

0,241 

Sri Lanka 

3,842 

Thailand 

17,253 

Vietnam 

1,141 

Zaire 

0,454 

Insgesamt . . . 

100,000 


Anlage B 

Anteile der einzelnen Einfuhrländer und 
Ländergruppen an den Gesamtnettoeinfuhren 
der Länder, wie sie für die Zwecke des 
Artikels 60 festgesetzt sind 

vom Hundert ^) 


Ägypten 0,274 

Argentinien 0,936 

Australien 1,146 

Brasilien 1,732 

Bulgarien 0,521 

China 6,996 

Costa Rica 0,076 

Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 25,771 

Belgien/Luxemburg 1,209 


Die Anteile sind Vomhundertsätze der Gesamtnettoausfuh- 
ren an Naturkautschuk in den fünf Jahren von 1981 bis 
1985. 

Die Anteile sind Vomhundertsätze der Gesamtnettoeinfuh- 
ren an Naturkautschuk in den drei Jahren 1983, 1984 und 
1985. 


Dänemark 

0,123 

Deutschland, Bundesrepublik 

6,480 

Frankreich 

5,257 

Griechenland 

0,299 

Irland 

0,168 

Italien 

4,130 

Niederlande 

0,442 

Portugal 

0,343 

Spanien 

3,251 

Vereinigtes Königreich Großbritannien und 
Nordirland 

4,069 

Finnland 

0,267 

Indien 

1,092 

Irak 

0,077 

Jamaika 

0,023 

Japan 

17,540 

Kanada 

3,344 

Madagaskar 

0,000 

Malta 

0,000 

Mexiko 

1,782 

Marokko 

0,195 

Neuseeland 

0,222 

Norwegen 

0,110 

Österreich 

0,872 

Panama 

0,030 

Polen 

1,735 

Rumänien 

1,472 

Schweden 

0,422 

Schweiz 

0,095 

Tschechoslowakei 

1,604 

Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 

6,821 

Venezuela 

0,425 

Vereinigte Staaten von Amerika 

24,420 

Insgesamt . . . 

100,000 


Anlage C 

Kosten des Ausgleichslagers nach Schätzung 
des Präsidenten der Konferenz der Vereinten 
Nationen über Naturkautschuk von 1985 

Auf der Grundlage der tatsächlichen Kosten des Er- 
werbs und Betriebs des vorhandenen Ausgleichsla- 
gers von ungefähr 360 000 Tonnen von 1982 bis März 
1987 ließen sich die Kosten des Erwerbs und Betriebs 
eines Ausgleichslagers von 550 000 Tonnen durch 
Multipükation dieser Zahl mit dem unteren Auslöse- 
preis von 161 malaysischen/singapurischen Cent je kg 
und Hinzufügen weiterer 30 v. H. davon berechnen. 
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